
Propositions-Deere t.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaoen König von Preußen :c. :c.,
entbieten Unseren znm Prouinzial-Landtagecüibcrufcnengetreuen Ständen der Nhcinprouinz Unsern landes-
väterlichen Gruß nnd lassen ihnen folgende Propositioncn zur Berathung nnd Erledigung zugehen:

1) In Gemäßheitdes § 24 des Gesetzes vom 1. Mai 1851 haben Unsere getreuen Stände-Mitglieder
uud Stellvertreterzu dcu der Proviuz augchörigcu Bezirks - Commissionenfür die klassifizirte Einkom¬
mensteuer ncn zn wählen. Hinsichtlichder Zahl der für die einzelnen Bezirks - Commissionenzu
wählenden Mitglieder uud Stellvertreter,sowie hinsichtlich der übrigen bei den Wahlen zu beobachtenden
Momentebewendet es lediglich bei den Vorschriften,nach welchen die diesfalligen Wahlen bereits
früher stattgefnndcn haben, uud werden Uusercn getreuen Ständen die Nachwcisungcnder cinkommcn-
steuerpflichtigenEinwohner der einzelne,:Bezirke dnrch Unsern Commissarinömitgetheilt werden.

2) Ingleichen haben Unsere getreuen Stände mit Nücksicht auf die denselben zdnrch §§ 5 und 4? des
Gesetzes vom 2. März 1850 in den Angelegenheiten der Ncntenbant zugewiesene Mitwirkung und
Controle nach den näheren Mittheilungen, welche Unser Couunissarius machen wird, die Wahl von
Abgeordnetenund Stellvertreternvorzunehmen.

3) Da sich das Bedürfniß der Ncguliruug des Abdcckcreiwcsens gezeigt hat, haben Wir den Entwurf
ciucs dahin zielenden Gesetzes ausarbeiten lassen, über welchen Wir die gutachtliche Aeußerung Un¬
serer getreuen Stände vernehmen wollen.

4) Wir lassen ferner Unseren getreuen Ständen den Entwurf eines Gesetzes wegen Verschaffungvon
Vorfluthiu dem Bezirk des Apvellatious- Gerichtshofes zn Cöln und des Justiz-Senats zu Ehren-
breitstein zur gutachtlichenAeußerung zugchen.

In Betreff der laufenden ständischen Verwaltung wird Unser Commissariuödie uöthigeu Mittheilungen
an Unsere getreuen Stände machen.

Die Dauer des Provinzial-Landtageshaben Wir auf drei Wochen bestimmt.
Wir bleiben Unseren getreuen Ständen in Gnadengewogen.

Gegeben Carls ruhe, den 30. September 1856.

(gez.:) Friedrich Wilhelm.
(gez.:) von Manteuffel. von der Heydt. Simons, von Raumer.

von Westphalen. von Bodelschwingh. Graf Waldersee.

Für den Minister für die landwirtschaftlichen Angelegenheiten:
(gez.:) von Manteuffel.

An
die zum zwölften Provinzial-Landtageder Nheinprovinz

versammeltenStände.
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Gntwurs eines Gesetzes,
betreffend

die Negulirung des Mdeckereiwesens.

8 i.
«Aufgehoben werden hierdurch:

I. dieWcrechtigung, Konzessionen znr Errichtung von Abdeckerei-Anlagenoder zum Betriebe des Abdcckcrei-
gewerbcs zu ertheilen;

II. vorbehaltlich der gesetzlich bestehenden Gewerbesteuer, alle Abgaben, welche für den Betrieb des Ab-
deckcrcigewcrbcs entrichtet werden;

III. die Bcrcchtignng, dergleichen Abgaben aufzulegen;
endlich

IV. die Berechtigung, von den Einwohnern eines gewissenBezirks die Ncberlassnng des gefallenen oder
abständig gewordenenViehes zu fordern (Zwangs- und Bauurccht), fowic das Recht, Anderen den
Betrieb des Abdcckcreigewerbeözn untersagen, oder sie darin zu beschränken(ausschließlicheGewerbe¬
berechtigung), dies letztere jedoch nur iusofcrn, als dasselbemit jenem Zwangs- nnd Bcmnrcchtcver-
bnnden ist nnd beiderlei Rechte nur iu dcu Fällen, wenn sie entweder:

1. dem Fiskus, oder
2. einer Kämmerei oder Gemeinde innerhalb ihres Kommunalbczirks

zustehen, oder
3. von einem dieser, zu 1 und 2 gedachten Berechtigten erst nach dem 1. Januar 1855 auf einen

Andern übergegangen find, oder
4. wenn die Aufhebung nach dem Inhalte der Verlcihuugs-Urtuudc ohne Entschädigungznlässig ist.

8 2.
In allen anderen, im § 1 unter I V. zn 1 bis 4 nicht bezeichneten Fällen können dergleichen Zwangö-

und Bauurcchte nebst damit etwa verbundenen ausschließlichen Gewerbeberechtigungen,ans Antrag der Bann-
Pflichtigen, nach den weiter unten folgendenBestimmungen (§§ 10—23) abgelöst werden.

8 3.
Dagegen nntcrliegcn cmsfchlicßliche Abdeckerei-Gewerbe-Berechtigungen, welche mit Zwangs- und

Bannrechten nicht verbunden sind, weder der Aufhebung, noch der Ablösung.
Ebenso daueru die Real-Gewerbeberechtigungender Abdecker selbst in den Fällen fort, in welchen die¬

selben mit anfgchobcncnoder abgelöstenZwangs- nnd Bcmnrcchten nnd diesen anklebendenansschlicßlichen
Gewerbsbcrcchtignngenvcrbuudeu waren.

8 4.
Bei Beurtheilung der Frage:

ob die auf Abdeckereien haftenden Abgaben durch die Bestimmung im § 1 Nro. II. dieses Gesetzes
anfgchobcnworden sind oder nicht,

bewendet es lediglichbei den allgemeinen Grundsätzen über die Beweisführung und Beweislast.
Die Bestimmungen in den U 3 uud 4 der Verordnung vom 19. Februar 1832 (Gesetz«Sammlung

Seite 64) finden auf die von Abdeckereien zn entrichtendenAbgaben Anwendung.
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8 5.
Auf die im § 1 nicht aufgehobenenAbgaben und auf die Leistungen vom Abdeckereiwefen finden die

Vcstimmnngendes Gesetzes, betreffenddie Ablöfnng der Neallastcn und die Ncguliruug der gutshcrrlichen
und bäuerlichen Verhältnisse uom 2. März 1850 (Gesetz-Sammlung für 1850, Seite 77) Anwendung.

Für den Verlust der uach § 1 aufgehobenen Verechtignngenfindet eine Entschädigungstatt, wenn
dieselben znr Zeit der Publikation dieses Gesetzes in rechtsgültiger Weise für immer oder auf Zeit uuwider-
ruflich bestaubenhaben.

Ausgeschlossen ist jedoch auch iu diesem Falle jede Entschädigung, wenn die Berechtigung:
1. dem Fiskus oder einer Kämmerei oder Gemeinde innerhalb ihres Kommuual-Vezirkcszugestanden hat,

oder
2. von Einem der zu 1 gedachten Berechtigten erst nach dem 1. Januar 1855 auf einen Andern über¬

gegangen ist.
8 ?.

In dem im 8 l> unter 2 bczeichueteu Falle kaun der gegenwärtige Inhaber der Berechtigung sofort
die Anfhcbnng des zwischen ihm und dem früheren Berechtigten bestehenden Vertragsvcrhältnisses verlangen;
er muß aber dieses Verlangen vor Ablauf des Monats 185. gegen den früheren Berechtigten
schriftlich erklären. Wird von dieser Befugnis; Gebrauch gemacht, so sind die rechtlichen Folgen der Aufhe¬
bung nach den allgemeinen gesetzlichen Vorschriftenzu beurtheile,:. Ist jenes Verlangen innerhalb der oben
gedachten Frist dem früher Berechtigten nicht erklärt worden, fo müssen die für Ucberlassuug der Berechti¬
gung übernommenen Verpflichtungenohne Abzug fortgefetzterfüllt werden.

8 8.
Die Berechtigten haben ihre Entschädigungs-Ansprüchcbei Vcrlnst derselben spätestensbis zum Schlüsse

des Monats 185. bei der Negicrung schriftlich anzumelden. Es können jedoch die im 8 39 des
Gntschädigungs-Gesetzeszur allgemeiucu Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 bezeichneten Interessenten
(Lehens- und Fideikommißfolgcr, Wiedcrtauföberechtigte, Hhpothckengläubigerund andere Nealberechtigte)
den Entschädignngs- Anspruch noch während einer anderweiten prätlusivischenFrist von 3 Monaten durch
schriftliche Aumelduug bei der Negierung geltend machen. Auf einen nach Befriedigung dieser Interessenten
etwa verbleibenden Nebcrschuß aber kann der Berechtigte, welcher die Anmeldung versäumt hat, teiuen
Anspruch machen.

8 9.
Die Entschädigung (86) für die im 8 1 uuter Nro. I., II. und III. aufgehobenen Berechtigungen

wird nach den Bestimmungen der 88 25 bis 27 des Entschädignngs- Gesetzes zur allgemeinen Gewerbe-
Ordnung vom 17. Januar 1845 mit der Maßgabe ermittelt und festgestellt, daß der Betrag der reinen
Nutzungen, welche die Berechtigten erweislich in den Jahren 1835 bis 1854 einschließlichim Durchschnitt
bezogen haben, der Feststellung der Entschädigung - Summe zum Grunde gelegt, und daß die festgesetzte
Rente, vom Tage der Verkündigung dieses Gesetzes ab, aus der Staatskasse gewährt wird.

8 10.
Die Ablösung der nach 8 1 unter Nro. IV. nicht aufgehobenenZwangs- und Bannrechte erfolgt auf

den Antrag der Zwangs- und Bannpflichtigen, welche dabei, und zwar sowohl bei dem Antrage auf Ablö¬
sung, wie bei dem Ablöfungs- Verfahren und bei allen im Laufe desselben vorkommendenVerhandlungen,
Prozessen, Vergleichen, Vertrags - Abschlüssen :c.

») soweit sie zu einem Gemeindebezirkegehören, von dessen Gemeindevorstande,
b) soweit sie zu einem Gutsbezirte gehören, von dem Besitzer des Gutes,
o) soweit sie weder zu eiuem Gemeinde-, noch Gutsbezirke gehören, von dem Besitzerdes Grundstücks,

innerhalb dessen Grenzen sie wohnen.
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vertreten werden, ohne daß es hierzu einer allgemeinen oder einer Spezial-Vollmacht bedarf. Sind bei dem
Ablösuugs- Verfahren mehr als fünf Gemeinde-Vorstände, Guts- oder Grundbesitzerbcthciligt, so müssen
auf Erfordern der Behörde oder ihres Eommissarins gemeinschaftliche Bevollmächtigte von ihnen bestellt
werden, deren Zahl drei nicht übersteigen darf. Können sich diese mehreren Interessenten binnen einer Frist
von 6 Wochen, nach ergangener Aufforderung, über dicfe gemeinsame Bevollmächtigunguicht eiuigeu, so ist
die Regierung befugt, dcnfclbcneinen gemeinschaftlichen Bevollmächtigtenzu bestellen.

Bei allen Verhandlungen mit dem Abdcckcrcibcrcchtigten oder einem abgabcnbcrechtigten Dritten muffen
sich die Interessenten, wie deren Bevollmächtigte, in Bezng ans ihre gemeinsamenoder gleichartigenInter«
essen, dem Beschlusse der Mehrheit, nach Maßgabe des Vichstandcs berechnet, unterwerfen.

Die Ablösung findet jedoch nur dann Statt, wenn der Vichstand der Gemeinden, Gutsbezirte und
einzelnen Besitzungen, für welche dieselbe beantragt wird, den vierten Theil des Vichstandcs im Bann-
bezirke beträgt.

Hierüber hat die Regierung auf Grund der ncncsten amtlichen Nachrichten, mit Ansschlnß einer Be¬
schwerde oder Rekurs-Iustanz, endgültig zn entscheiden.

8 12.
Jeder zum Antrag auf Ablösung Berechtigte ist befugt, die audercn Provokations-Berechtigten des

Vanubezirks (§10) über den Beitritt zur Provokation vernehmen zu lassen. Derselbe hat aber, wenn
dieser Versuch zur Begründung der Provokation fehlschlägt, die ans Erfordern der Behörde von ihm vorzu-
schießeuden Kosten (8 23) zu tragen.

8 13.
Die Zustimmnng zur Provokation muß schriftlich oder zum Protokoll erklärt werden. Ist dies geschehen,

so kann der Rücktritt des Einen oder Anderen von der Provokation das Recht der übrigen Provokanten,
wie d^s Berechtigten (§ 14) ans die Ablösung, nicht wieder aufheben.

8 ".
Sobald eine Provokation von der Ncgicruug für zulässig erachtet worden ist (8 11), hat auch der

Abdeckereiberechtigte die Befugnis;, alsdann feincrfeits die Ablösung für den ganzen Bezirk zu verlangen.
8 15.

Eine mit dem Zwangs- und Bannrechte verbnndene ausschließliche Gewerbe-Berechtigung muß
gleichzeitig mit dem ersteren abgelöst werden.

8 16-
Bei Feststellungdes Umfangs des Zwangs- und Bannrechts, wie einer damit verbundenen ausschließ¬

liche,: Gewerbeberechtigung, ist auf den Inhalt der Privilegien, Verleihungs - Urkunden oder fonstiger
spezieller Ncchtstitel zurückzugehen,und sind diejenigenErweiterungen der Berechtigung, welche durch landes¬
polizeilicheVcrordnuugcn eingetreten sind, inglcichen etwanige, mit dem Abdeckereibetriebe in Verbindung
getretene Nebcngcwerbenicht zu berücksichtigen.

Die Ermittelung des Werthes dieser Berechtigungen, sowie die Festsetzung der dafür zu gewährenden
Entschädigung erfolgt nach 8 35 des Entschädigung« - Gesetzes zur allgemeiucn Gewerbe-Ordnung vom 17.
Januar 1845.

8 '1?.
Solche Abgaben und Leistungen, zu welchen die Abdeckerei-Berechtigtenin Beziehung auf l.die abzu«

lösenden Berechtigungen verpflichtetwaren, sind, sofern sie von dem Abdeckerei-Berechtigten an die Zwangs¬
und Bannpflichtigen zu entrichten sind, bei Ermittelung des Werths oder Neinertrags dieser Berechtigungen
in Abrechnung zu bringen und müssen bei diesem Ablösungs - Verfahren in jedem Falle mit abgelöst
werden.



8 18.
Auch wenn die im § 17 gedachten Abgaben und Leistungen dritten Personen zustehen, müssen der¬

gleichen Abgaben und Leistungenbei diesem Verfahren gleichzeitig zur Ablösung gebracht werden.
8 19.

Die Entschädigungdes Abdeckerei-Berechtigtenist von den Zwangs- und Bannpflichtigen aufzubringen.
Das Beitrags-Verhältniß der Gemeinden, Gutsbezirke und einzelnenBesitzungenwird von der Regie-

rnng, mit Vorbehalt des Rekurses au die Miuisterieu für Handel und Gewerbe und für landwirthschaftliche
Angelegenheiten, nach Maßgabe des Viehstandes, ein- für allemal festgesetzt.

8 20.
Dagegen ist die Entschädigung für die nach § 18 abzulösendenAbgaben und Leistungen den hierzu

Berechtigten vom Abdeckerei-Besitzer in Rente oder Kapital zu gewähren.
8 21.

Eine Enischädiguugs-Rente kann durch Zahlung des 25fachcnBetrages zu jeder Zeit abgelöst werden,
und mnß sich der Berechtigte auch Stückzahlungcn, jedoch nnter 100 Thlrn. nur in den: Falle gefallen lassen,
wenn die ganze Ablösungssnmmc einer einzelnen Gemeinde oder eines einzelnen Gutsbezirts, oder einer
einzelnen Besitzungweniger als 100 Thlr. beträgt und ungethcilt abgetragen wird.

8 22. '
Wegen Feststellnngder Entschädignngs-Ansprüche, wie der als Entschädigungzu gewährendenRenten

oder Kapitalien, ferner bezüglich der Entscheidungüber die Verpflichtung, Beiträge zur Zahlung oder Ablö-
sung der Entschädignugs- Renten zn leisten, inglcichenüber Streitigkeiten wegen Ablösnng der Rente, sodann
wegen der Einzichnng und Verwaltung der Beiträge, wegen der Auszahlung der Entschädignngs- Renten
und Ablösnngs-Kapitalien, wegen der Bestimmungen, welchergestaltdie festgestellten Gntschädiguugcnan die
Stelle der aufgehobcucu oder abgelöstenVcrechtignngen treten, dienen die Vorschriften der §8 37 bis 48
und 50 bis 59 des Entschädignngs - Gesetzes zur allgemeinen Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 zur
Nichtschnnr, insoweit das gegenwärtige Gesetz keine abweichenden und besonderenBestimmungen enthält.

War die aufgehobeneoder abgelöste Berechtigung verpachtet, und verlangt der Pächter nach 8 59 des
Entschädignngs- Gesetzes die Aufhebung der Pacht, so mnß derselbe dies Verlangen vor dem Ablanf des
Monats 185. gegen den Berechtigten schriftlich erklären.

8 23.
Das Ablösnngs - Verfahren und die dabei nöthigen Verhandlungen erfolgen dnrch Eommissaricn der

Negierung stempcl- nnd gebührenfrei. Die dabei etwa vorkommendenbaaren Auslagen werden nach dem
Kosten-Regulativ vom 25. April 1836 und der Instruktion vom 16. Juni 1836 berechnet und von den
Berechtigten uud den Verpflichteten, von jedem Theile zur Hälfte, getragen. Wegen der von dem einen
oder anderen Interessenten veranlaßten Prozessualischcn Weiterungen finden die dicscrhalb bestehenden gesetz¬
lichen Bestimmungen Anwendung.

8 24.
Die nicht anfgehobencnReal-Gewerbe-Vcrechtignngen wie die fortdauernden ausschließlichen Gcwerbc-

Bercchtiguugen töuuen auf eiue andere gesetzlichqualifizirte Pcrfon in der Art übertragen werden, daß der
Bewerber die Gewerbe-Berechtigung für eigene Rcchnnng ausüben darf.

8 2b.
Soweit nicht Zwangs- und Bcmnrcchte oder ausschließliche Gewerbe-Berechtigungender Abdecker ent¬

gegenstehen, können nach dem Ermessen der Regierungen Abdeckerei-Bezirkeeingeführt, aufgehoben oder
verändert werden, ohne daß den Abdeckern ein Wioersprnchsrechtoder ein Anspruchauf Entschädigungzusteht.

Den Inhabern von Real-Gewerbe-Berechtigungen bleibt jedoch die Ausübung des Gewerbes innerhalb
des Bezirks, ans welchen die Berechtigung sich bezicht, auch ferner gestattet.
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8 26.
Die Bezirks - Abdecker (§25) sind verbunden, die ihnen von der Regierung nach Maßgabe der beste¬

henden Gesetze und Verordnungen in polizeilicherBeziehung vorzuschreibenden Verrichtungen und Leistungen
der Abdecker zn erfüllen.

8 27.
Die Vorschriftender AllgemeinenGewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 hiusichtlich der Errichtung

von Abdeckerei-Anlagen(8 2? ff.), der Befähigungs-Zeugnisse der Abdecker (§45) und der Taxen für
dieselben(§ U2) bleiben in Kraft.

8 28.
Zwangs- nnd Bannrcchte und ausschließlicheGewerbe-Berechtiguugen der Abdecker können fortan

durch Vcrjährnng nicht mehr erworben werden. Durch Verträge oder andere Nechtstitel tonnen dergleichen
Rechte auf einen längeren als zehnjährigen Zeitraum nicht begründet werden. Verabredungen, wodurch
für deu Fall der Nichterneuerung des Vertrages eine Entschädigung festgesetzt wird, sind nichtig. Eben
so wenig dürfen in Zukunft neue Real-Gewerbe-Berechtigungen der Abdecker eingeführt werden.

8 29.
Alle dem gegenwärtigen Gesetze entgegenstehende Bestimmungen sind aufgehoben.

8 30.
Unsere Minister für Handel und Gewerbe und für landwirthschaftlichcAngelegenheiten sind mit der

Ausführung des gegenwärtigen Gesetzes beauftragt.
Beglaubigt:

Der Minister für Handel, Gewerbe und Für den Minister für die landwirthschaftlichen
öffentliche Arbeiten. Angelegenheiten.

vonderHeydt. von Manien ffcl.

Motive
zu

dem Gesetz-Entwurf, betreffend die Negulirung des Mdeckereiwesens.

In der Allgemeinen Gewerbe-Ordnung sind alle Zwangs- und Bannrechte aufgehobenoder für ablösbar
erklärt worden (8 4 § 5 dafelbst).

Bei Erlaß dieses Gesetzes erschien es wegen der Eigenthümlichkeitder Abdeckerei-Berechtigungund
der dabei in Betracht kommenden besonderenVerhältnissen bedenklich, dieselben den übrigen gewerblichenBe-
rechtiguugcu gleich zu behandeln, nnd da die über den Zustand des Abdcctereiwesens in den einzelnen Pro¬
vinzen angeordneten Ermittelungen noch nicht beendetwaren, wurden im § 8. jenes Gesetzes die über das
Abdeckerei-Gewerbebestehenden Vorschriften bis zur beendetenRevision derselbenin straft erhalten.

Nach Beendigung jener Ermittelungen ward in: Jahre 1845 den Provinzialstäuden ein, die Aufhebung
des Abdcckcreizwanges betreffenderGesctz-Eutwnrf vorgelegt, welcherdahin ging, die vorhandenen Beschrän¬
kungen gegen Entschädigungder Berechtigten unter Mitwirkung der Staastasse zu beseitigen.

Dieser Entwurf faud bei den Provinzialstäuden mehrseitigenWiderspruch. Der Rheinischeund West¬
fälische Landtag erklärten sich gegen die Gewährung einer Entschädigung aus Staatsmitteln, der Schlesische



- 6 -

gegen die Anwendung des Gesetzes ans die dortige Provinz, der Posensche erachtetedas Gesetz vom 13. Mai
1833 wegen Aufhebung der Zwangs- und Bannrechtc als maßgebend, und während der Prcnßischc Landtag
die Entschädigungder Berechtigten allein ans Staatsmitteln beansprnchte, beschränkte sich der Brandcnbnrgi-
sche ans Beantragung eines Ablösungs- Verfahrens nach den allgemein bestehenden Vorschriften.

Der unter möglichster Berücksichtigungder ständischen Erinnerungen anderweit bearbeitete Gesetz-Ent¬
wurf ward dem Staatsrathe zur Prüfung vorgelegt. Der in dem Entwürfe beibehaltene Grundsatz der
Nufhebuug des Abdeckcrcizwauges ohue vorgäugige Provokatiou faud jedoch in den vereinigten Abtheilungen
des Staatsraths keine Zustimmuug, vielmehr war man der übcrcinstimmcudcuAnsicht, daß die Aufhebung
des Abdcckereizwanges nnr im Wege der Ablösung ans Provokation der Vcthciligten erfolgen könne. Die
dafür angeführten Gründe lassen sich im Wesentlichendahin znsammenfasscn:

Die zwangsweiseAufhcbuugwohlcrworbcucrRechte des einen und die unfreiwillige Verkürzung wesent¬
licher Vcrfügnngs-Befugnisse des audcrn Theils köuncn ausnahmsweise uur durch die Berücksichtigungder
dringendsten, in anderer Weise nicht zn befriedigendenAnforderuugcu des Gemeinwohls begründet werden,
wie dies z. B. bei Anfhcbung des Mahl- und Gcträntczwangcs der Fall gewesen ist, wobei es daranf ankam,
den National-Wohlstand vou Fesseln zn befreien, dnrch welche ihm Summen vou unberechenbarerGröße
entzogen wnrden. In Betreff der Abdeckereien dagegen ist das Entstehen größerer indnstricller Unternch-
mnngen bei Aufhebung des bestehendenZwanges nur sehr vereinzelt zu erwarten, nnd es hängt wesentlich
von der lokalen Entwickclnngdes laudwirthschaftlichcuund anderer Gewerbe ab, ob mit jener Aufhebuug
zur Zeit materielle Vortheile für die Verpflichteten verbunden sind; anch läßt sich nicht übersehen, ob der
Nntzcn, welchen die Befreiung dem Verpflichtetengewährt, in einem angemessenen Verhältnisse zu der als
Entschädigungfür dcu Berechtigten aufzubriugendenSumme steht.

Das Gewicht dieser Gründe war nicht zu verkennen. Inzwischen gingen fortwährend crucuctc Auträgc
der Abdcckcrcibcsitzcr auf Regnlirnng ihrer Verhältnisse ein, welche in der ungünstigen Lage der Abdecker
ihre Erklärung finden.

Das früher sehr verbreiteteVorurtheil iu Bezug auf das Ablcdcru gefallenerThiere ist nach und nach
gcschwuudcu. Die allmählig beginnendehöhere Benutzung der Thier-Kadaver dnrch die Industrie uud selbst
Seiteus der Vichbcsitzer zu laudwirthschaftlichcuund häuslichen Zwecken, sowie die Anlegung von Pferdc-
schlächtcrcicn entzieht den Abdeckern mehr und mehr die Stoffe ihres Gewerbebetriebes. Nachdemdurch den
Laudtags - Abschiedfür die Proviuz Preußcu vom 3. März 1832 die Negieruugcu angewiescuworden, die
Ansprücheder Scharfrichter uud Abdecker unter Bescitiguug polizeilicher Einwirkung lediglichauf dcu Rechts¬
weg zu verweisen nnd die Feststellungdes Umfanges streitiger Gerechtsame der richterlichenEntscheidnngzu
überlassen, sind die auf die Klagen der Abdeckercrgangencn Entscheidnngcn der Gerichte, namentlich in
Ermangelnng vollgültiger Beweise über begangene Contraventionen nicht selten abweisendausgefallen. Ins¬
besondereist neuerlich durch Urtcl des Ober-Tribuuals entschieden, daß unter abgestandenemVieh — welche
Bczeichnnngtheils in den Privilegien der Abdecker, theils in den älteren Polizei-Ncrordnuugcn vorkommt—
nicht, wie die Abdecker behaupten, „alte und unbrauchbare Thiere", soudern „gefallenes Vieh" zu verstehen
sei, und iu Folge dessen wird das alte und nnbranchbare Vieh vielfachvon den Besitzern gctödtet und den
Abdeckern entzogen.

Bevor auf das Audriugeu der Abdeckercibesitzer eine Entschließung gefaßt werden konnte, bedürfte es
in Betracht der vorgcdachtcnRücksichten uud Verhältnisse einer erneueten sorgfaltigen Prüfung Seitens der
Provinzialbchörden. Es wurden daher die Ober-Präsidien veranlaßt, nach vorgangiger Vernehmung mit
den Regierungen sich über den Gegenstand gntachtlich zu äußern. Die Ober-Präsidien der Provinzen
Preußen, Pommern uud Brandenburg, in denen sich die größte Zahl der Abdecker befindet, stimmten dafür,
es znr Zeit bei dem bestehenden Zustande zu belasse». Die Gründe, auf welche sich diese Ausicht stützt,
gehcu dahiu, daß den Abdeckerei-Besitzern der Schntz, welchen sie in der Ausübung ihrer Rechte zu fordern
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hätten, durch den Nichter gewährt werde, daß insbesonderedie nach dem Urtel des Ober-Tribunals erfolgte
Beschränkungihrer Ansprücheauf gefallenes Vieh einen Anfpruch auf Entschädigungnicht begründen könne,
da ihnen, wie angenommen werden müsse, eine größere Bercchtignng nie zugestanden; daß ferner den Ab¬
deckern für den verminderten Ertrag des Gewerbes durch das Verschwindenvon Vorurtheilen oder durch
sonstige Veränderung der Verhältnisse keine Gewähr zu leisten sei, diese Gcwcrbtrcibendcusich vielmehr ganz
in derselben Lage befänden, wie die Besitzer anderer ähnlicher Berechtigungen, welche im Laufe der Zeit
durch die Ungunst veränderter Umstände ihren ursprünglichen Werth verloren hätten und für welche gleich¬
falls eine besondere Fürsorge nicht getroffen sei; endlich, daß die Berechtigung der Abdecker für die Einge¬
sessenen zwar lästig, aber nicht in dem Maaße drückenderschienen, um das Einschreitender Gesetzgebung
hinreichendzu rechtfertigen.

Die Ober-Präsidien der Provinzen Posen, Schlesien, Westphalen und der Nheinprovinz erkannten
ein Bedürfniß znr Ncgnlirung der Abdeckerei-Verhältnisseum so weniger, als zwangsbcrechtigtc Abdeckereien
dort theils gar nicht, theils nur sehr vereinzelt vorkommen, woraus auch der Widerspruchmehrerer Pro-
vinzial-Landtage gegen den im Jahre 1845 vorgelegtenGesetz-Entwurf zu erklären ist, indem die Wcstphä-
lischen und RheinischenStände eine Entschädigungans Staatsmitteln lediglich zu Gunsten einiger Landes-
theile nicht gerechtfertigt erachteten. Nur das Ober-Präsidium der Provinz Sachsen sprach sich für den
Erlaß eines Ablösung«-Gesetzesaus, zwar nicht im Interesse der Abdeckerei-Berechtigten,aber aus Rück¬
sichten der Landeötnltnr, znr Befreiung des Ornndcigenthnms von lästigen Fesseln, wodnrch znglcich eine
höhere Verwerthung der Thier-Kadaver in Aussicht stehe.

Für die Entschließungüber eine etwaige Betheiligung der Staatskasse bei einer geschlichen Ncgnlirung
der Abdeckerei-Verhältnissemnßte hiernächst anch der Umfang der muthmaßlichen Entschädigung für die
aufzuhcbcudenBerechtigungennäher in's Angc gefaßt werden. In der Denkschrift, welche den im Jahre
1845 versammelten Provinzialständcn vorgelegt worden, ist bereits bemerkt, wie nach den damals veranlaßten,
allerdings nur ganz ungefähren Erörterungen die Anforderungen für die Aufhebung des Abdcckcrcizwangcs
in den Regierungsbezirken Frankfurt, Potsdam, Cöslin, Stettin, Maricnwcrder, Danzig, Gumbiuucu,
Königsberg, Magdeburg und Coblcnz, mithin für 10 .Regierungsbezirke— für die übrigen mangelte es an
einem Ergebniß — 2,726,289 Thaler betrugen. Im Jahre 1849 wurden andcrwcitc Ermittelungen ange¬
ordnet und man suchte durch Verhandlung mit den Abdeckercibcsitzern ein möglichst annäherndes Ergebniß
der zu erwartenden Ansprüchezu gewiunen. Dieselben bcliefcn sich nach den Ermittelungen der Regierungen
in den östlichen und mittleren Provinzen, wie der Regicrnng zn Coblcnz, welche von den Negicrnngen in
Westphalen und der Rheinprovinz wegen einer in ihrem Bezirke befindlichenAbdeckerei allein in Betracht
kommt, mithin für 18 Regierungsbezirke und für 450 Abdeckereienauf 200,320,539 Thaler. Nach der
Ansichtmehrerer Regierungen sind die Forderungen überspannt; anch darf nach den gepflogenenVerhand¬
lungen für den Fall einer baldigen, namentlich in Kapital zu gewährenden Entschädigungauf eine mehr
oder minder erhebliche Ermäßigung der Forderungen gerechnet werden, wie denn der Betrag der Kauf- oder
Annahme-Summen für die Abdeckereien,soweit diese zn ermitteln waren, eine Million Thaler noch nicht
erreicht. Indessen läßt sich das Maaß des minderen Aufwandes für die wirtlich zu gewährendeEntschädi¬
gung schwer mit einiger Wahrscheinlichkeitabschätzen. Jedenfalls bleibt aber eine Entschadigungs - Summe
von dem Belang in Aussicht, daß bei den gesteigertenAnsprüchenan die Staatstasse schon aus finanziellen
Rücksichten von einer Betheiligung der letzteren bei der vorliegenden Ncgulirung in der ursprünglich beab¬
sichtigten Weise abgestandenwerden muß. Aus den entwickelten Gründen glaubte die Staatsregierung davon
ausgehen zu müssen, daß eine genügendeVeranlassung zur gesetzlichen Ncgulirung des Abdeckerciwesens nur
da anzuerkennensei, wo aus den obwaltenden Verhältnissen ein Bedürfniß dazu näher nachgewiesen werde.

Da die Stände der Provinz Sachsen in ihrer Denkschrift vom 27. September 1852 die von einer
größeren Anzahl Gemeinden eines Kreifeö gestellte Petition auf Nevision der Vorschriftenüber das Abdeckerei-

2
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Wesen im Wege der Gesetzgebungdurch eine den Zwang hebende, das noch nutzbare Eigenthum an den
gefallenenThieren berücksichtigende und sichernde, sowie die Gefahr der Ansteckung beseitigende Verordnung
für begründet erachtet uud deu Antrag gestellthatten,

baldmöglichstein Gesetz ergehen zn lassen, welchesden Abdeckcreizwang gegen angemessene,zum
Theil aus Staatskassen, zum Theil von den Verpflichteten zu tragende verhältnißmäßigc Ent-
schädiguugaufhebe und das Abdcckcreiwcsenans geeignete Weise ordne,

so durfte die Staatsrcgierung hierin den Ansdruck des Anerkenntnisses eines provinziellen Bedürfnisses
erkennen, und es ward daher, dem entsprechend, den zum eilften Landtage versammeltenSachsischen Ständen
ein Gesetz-Entwurfzur Ncgnlirung des Abdcckcrciwescns in der dortigen Provinz zur Berathung uud Begut¬
achtung vorgelegt.

Der mit Berücksichtigungdes ständischen Gutachtens redigirte Entwurf eines die Negulirung des Ab¬
deckereiwesens in der Provinz Sachsen betreffendenGesetzes ist hiernächst den im Jahre 1854 versammelten
Kammern vorgelegt, wobei hervorgehobenwurde, daß es bei hervortretendemBedürfnisse in anderen Pro¬
vinzen keinen Anstand finden werde, die Abdeckerei-Verhältnissedaselbst in gleicher Weise zu ordnen. Es
hat hierauf eine Erörterung der Bestimmungenjenes Gesetz-Entwurfesin den Kammern stattgefunden,welche
demselben,von der Beschränkungauf die Provinz Sachsen abgesehen, in den wesentlichsten materiellen Vor¬
schriftenbeigetretcn sind. Mit mehreren minder erheblichenAbändernngs - Vorschlägendarf die Staatsregie¬
rung fich einverstandenerklaren.

Die zweite Kammer hatte demnächst aber den Antrag beschlossen,daß das zu erlassendeGesetz nicht
auf die Provinz Sachsen zn beschränken, sondern als ein allgemeines, für den ganzen Umfang der Monarchie
Gültigkeit erhalten möge, indem dieselbe geltend machte, daß im § 8 der Gewerbe-Ordnung ein allgemeines
Gesetz in Aussicht gestellt sei, daß die Verhältnisse der Abdecker im Allgemeinen in allen Landesthcilen
dieselben seien, daß die bei den Abdeckereien vorkommendenVerschiedenheitenauch inuerhalb der einzelnen
Provinzen stattfänden, daß, wo sich zwangö- und bannberechtigteAbdeckereien nicht vorfänden, das Gesetz
von selbst anßer Anwendnng bleibe uud um so weniger ein Bedenken gegen den Erlaß eines Gesetzes für
alle Landestheile des Staates obwalten dürfte, als die Zwangs- und Bannrechte überall nur auf deu Antrag
der Verpflichtetenabgelöst werden sollten.

Da der Gesetz-Entwurf jedoch nur dem Sächsische« Proviuzial - Landtage zur Begutachtung vorgelegen
hatte, so ist von der Ersten Kammer der Staatsregieruug anheimgegeben worden, zuvörderstuoch die übrigen
Provinzialstände darüber zu veruehmen, nm alsdann den Kammern eine andcrweiteGesetzeövorlage zu machen.

Die Staatsregieruug darf um fo weniger Anstand nehmen, dein dicsfälligen Antrage zu entsprechen
und die gutachtlicheAeußerung der Provinzialstände über den Gesetz-Entwurf einzuholen, als, wie erwähnt,
der Erlaß eines Gesetzes, wie solches znnächst für die Provinz Sachsen beabsichtigtworden, bei eintretendem
Bedürfniß auch für die auderen Provinzen bereits in Aussicht gestelltworden war.

Indem daher der anliegendeGesetz-Entwurfzur Begutachtung der Provinzialstände vorgelegt wird, findet
sich über dessen Inhalt im Allgemeinen und bezüglich der einzelnen darin enthaltenen Bestimmungen Fol¬
gendes zu bemerken:

Nach den früher bereits angestelltenErmittelungen beruhen die bestehenden Abdeckerei-Berechtigungen
auf sehr verschiedenen Titeln, theils auf Lehns-, theils auf Erbpachts- Verhältnissen; die Lehnseigenschaft ist
oft verdunkelt, die Beobachtung der diesfälligen gesetzlichen Vorschriften außer Acht gelassen. Außerdem
bestehen neben eigenthümlichem, auf Kaufverträgen beruhendemBesitze, Abdeckereien zu Erbzins oder Zeit¬
pacht, oder die Berechtigungen beruhen auf Nealrechten, Gmphyteusen, persönlichenGewerbe-Conzessionen,
Verjährung und mitunter auf stillschweigender Duldung Seitens des Staates.

Eben so verschieden hat sich der Umfang der Berechtigungenergeben. Es ist vielfach streitig, ob den
Viehbesitzerndas Recht zustehe, ihr Vieh selbst oder durch ihre Leute abzuledern, oder ob dieselben das
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gefalleneVieh dem Abdecker ansagen und überlassenmüssen. Ebenso ist fraglich, welche Viehgattnngcn dem
Zwange unterliegen, ob das Recht des Abdeckersnnr auf verendetes oder auch auf krankes, unheilbares,
oder auch auf das zum wirthschaftlichenGebrauch untauglich gewordeneVieh sich erstrecke. Letzteres bean¬
spruchen die Abdecker häufig als das in früheren Verordnungen und in einzelnenPrivilegien als „abge¬
standen" bezeichnetes Vieh, weches ihrem Zwange unterworfen fei.

Die einzelnen Vorschriftendes vorgelegtenGesetz-Entwurfsstimmen, soweit nicht die Eigenthümlichkeit
des Abdeckerei-GewerbebetriebesAbweichungenerfordere, mit den bezüglichen Vorschriften der Allgemeinen
Gewerbe-Ordnung und des Gntfchädiguugs - Gesetzes zu derselbenvom 17. Januar 1845 übercin.

Die Bestimmungen im
§ 1 des Entwurfs

unter Nro. l., II. und III. entsprechen den Vorschriftender §§ 2 und 3 der Gewerbe-Ordnung.
Bei Einführung der an die Staatskasse zu cutrichteudcnGewerbesteuer durch das Edikt vom 2. No¬

vember 1810 (Gesetz-Sammlung S. 79) ward bereits bestimmt (§ 30 dcss.), daß dagegen alle bisherigen
Abgaben von den Gewerben anfhören sollten, insofern sie die Berechtigung zum Betriebe derselbenbetreffen,
als Eonzcssionsgeld«., sie mögen alljährlich oder ein- für allemal an KöniglichenKassen, Kämmereien oder
Grundherren entrichtet werden. Für diejenigen Landcöthcilc, welche erst nach dem Jahre 1810 mit der
Preußischen Monarchie vereinigt worden, ist durch den 8 3 der Gewerbe-Ordnnng eine gleiche Bestimmnng
getroffen, dergestalt, daß mit dem Gintritt der an die Staatskasse zn entrichtendenGewerbesteueralle frühe¬
ren Abgaben gcwcrbcsteucrlichcn Natur fortgcfallcu sind.

Da jedoch uach § 8 der Gewerbe-Ordnung in Betreff des Abdcckerriwcscns die bestehenden Vorschriften
bis zur beendetenRevision in Kraft gebliebenfind, fo waren nunmehr bei dessen Negulirung glcichcrgcstalt
gegen Erhebung der staatlichenGewerbesteuerdie entsprechenden, seither noch für den Betrieb dicfes Gewerbes
entrichtetenAbgaben ansdrücklichanzuheben.

Der § 1 der AllgemeinenGcwerbc-Ordnnng, welcher das Recht, Anderen den Betrieb eines Gewerbes
zu untersagen, oder sie darin zu beschränken, anfhebt, hat hier in Bezng ans die für sich bestehenden Erclusiv-
Bercchtigungcn keine Aufnahme gefunden. Ob dergleichenfür sich bestehendeGrclusiv - Rechte überhaupt
vorkommen, :st durch die früher über die Verhältnisse der Abdeckerangestellten umfassendenErmittelungen
nicht festgestellt. Jedenfalls ist eine derartige, wenn übcrhanpt, so doch nnr sehr vereinzelt vorkommende
ausschließliche Gewerbe-Berechtigung, die mit keinem Zwangs- uud Bannrechte verbunden ist, den Vieh-
Haltern, welche einer derartigen Berechtigung gegenüberbefugt sind, ihr Vieh selbst abzuledern oder durch
ihre Leute abledern zu lassen, nicht nachthcilig, und es mangelt an einer ausreichendenVcranlassuug, solche,
den Pflichtigen unnachtheilige, im Laufe der Zeit durch Verschwindender Scheu vor dem Selbstabledern des
Viehes minder einträglich gewordeneBerechtigung anderweit gesetzlich zu regulircn. Ein siaatswirthschaft-
liches Interesse, auf ciue Vermehrung der Abdecker Bedacht zu uehmen, waltet nicht ob; jedenfalls erscheint
die Gewährung einer Entschädigung aus der Staatskasse zu diesem Zwecke in keiner Weise gerechtfertigt.
Auch bei völliger Freigcbung dieses Gewerbes ist nach der eigenthümlichenBeschaffenheit desselben eine Ver¬
mehrung der Zahl der Abdecker nicht zu erwarten, und da überdies iu Aussicht genommenwird, die Regie¬
rungen zur Eiurichtuug vou Abdeckerei-Bezirkenzu ermächtigen (§25 des Entwurfs), fo würde in allen
solchen Fällen die Ucbertragnng des Gewerbebetriebesfür den Bezirk, worin ein zum ausschließlichenGe¬
werbebetriebberechtigterAbdecker wohnt, aus nahe liegenden Gründen an diesen erfolgen, derselbe mithin
nach empfangenerEntschädigung, wenn anch vielleicht in etwas verringertem Umfange, dennoch im Wesent¬
lichen anch ferner faktisch im Genusse der früherm Erträge verbleiben. Bei dem Abdeckerei-Gewerbetritt
außerdem noch die besondereSchwierigkeit hinzu, die Entschädiguug für bloße Exclusiv - Rechte zu ermitteln
und aufzubringen. Nach § 16 des Entschädigungs- Gesetzes zur Allgemeinen Gewerbe-Ordnung ist die
Aufbringung der Entfchädigungenfür dergleichen Berechtigungenden Gewerbetreibendenselbst und den Ge-
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meinden, beziehungsweiseDistrikten, zugewiesen. Es würden aber weder die neu hinzukommenden Abdecker
zur Aufbringung namhafter Entschädigungs-Beiträge im Stande sein, da das mit einem Zwangs- und
Bannrechte nicht verbundene Abdcckcreigcwerbc eiueu geringen Ertrag verspricht, und die Zahl der sich neu
ansetzenden Abdecker immer nur gering bleiben würde, noch haben die Gemeinden oder die Vichbesitzer ein
nahes Interesse dabei, das ihnen nicht uumittelbar nachtheiligeGxclusiv - Necht mit Geldopfern zn beseitigen.

Es erscheint daher nach allen Seiten hin vollkommengerechtfertigt, die etwa bestehendenbloßen Ex-
clusiu-Gewerbe-Berechtigungen in dem Gesetze unberührt zu lassen, wie dies im ersten Alinea des § 3 noch
ausdrücklichausgesprochenist.

Nur diejenigen ausschließlichenBerechtigungen, mit welchen ein Zwangs- nnd Bannrecht verbunden
ist, sollen, soweit sie dem Fislus, einer Kämmerei oder Gemeinde innerhalb ihres Kommunalbezirts zustehen,
oder von einem dieser Berechtigten erst nach dem 1. Januar 1855 auf einen Anderen übergegangen sind,
anfgehobcnwerden (8 1 Nro. IV.). Nach den eigenen Erklärungen der meisten Berechtigten wird auf die
Beibehaltung des Erclnsivums nach Aufhebung des damit verbundenenZwangs- und Vannrechts kein beson¬
derer Werth gelegt; es würde anch an einem Maaßstabc fehlen, um festzustellen, wie hoch in dergleichen
Fällen der Werth der fortbestehenden Grclusiv-Bcrechtigungund der Werth des aufgehobenen Zwangsrcchtes,
für sich genommen, anzuschlagensei, mithin auch im Falle der Aufrcchthaltuug des Exclusivums die dem
Berechtigten zu gewährende Entschädigungmuthmaßlich nicht geringer veranschlagt werden, so daß es an
genügenden Gründen fehlt, dem Berechtigten bei Aufhebung des Zwangs- und Bannrechts das Exclusivum
noch ferner zn belassen.

Nach § 4 der Gewerbe-Ordnung und § 2 des Entschädigung« - Gesetzes zu demselbenwird für die
aufgehobenenBcrcchtignngcn, welche vom Fiskus, einer Kammerei :c. erst nach dem 31. December 1836
auf einen Andern übergegangen find, eine Entschädigung nicht gewährt. Der Grund dieser Vorschrift ist
die Rücksicht,daß durch die Veröffcutlichung,welche die Entwürfe der neuen Gesetze durch deren im Anfange
des Jahres 1837 erfolgte Vorlegung an die Landtage erhalten, die Vermuthung begründet werde, daß einem
Jeden, der nach dem 1. Januar 183? eine solche Berechtigung an sich gebracht, auch bekannt gewesen, wie
er sich dabei der Gefahr aussetze, die Aufhebung des Nechts, und zwar ohne Entfchädignng, zu gewärtigen.
Dieser Gruud fiudet an uud für sich auch auf den vorliegenden Gesetz-Entwnrf Anwendung nnd rechtfertigt
sich danach auch der anderweit angenommeneTermin.

Im § 2 ist im Gegensatze zu der im § 1 erfolgten Aufhebung der dort bezeichneten Nechte die Ablös-
barteit der Zwangs- und Nannrechte, welche durch die U 10—23 geregelt wird, ferner im § 3 die bereits
zu 8 1 erwähnte, r««p. mit dem § 65 der Gewerbe-Ordnung übereinstimmendeFortdauer der ausschließ¬
lichen Gewerbe- und der Neal-Berechtigungen ausgesprochen.

Zu § 4.
Die Abgaben, welche von den Abdeckereien zu entrichten sind und auf denselbenhaftenden Leistungen

können von sehr verschiedener Beschaffenheit sein.
Soweit die Abdeckerei-Berechtigungenmit Grundbesitzverbunden sind, können Abgaben gewerbestcuer-

licher Art, welche mit dem Erscheinen dieses Gesetzes wegfallen, mit ferner fortbestehendenAbgaben und
Leistungenvom Grundbesitzverbunden oder davon getrennt vorkommen; desgleichenkönnen vorhandene Ab¬
gaben und Leistungenein mit der Abdeckerei verbundenes Zwangs- und Bannrecht betreffen, in welchem Falle
dieselben ebenfalls nicht aufgehoben, sondern nur ablösbar sind. Wo Zwangs- und Bannrechte bestehen,
werden um so häufiger Abgaben und Lasten als darauf ruhend anzunehmen sein, als das Zwangs- und
Banurecht für die Abdecker von der größten Bedeutung ist und den Hauptwerth ihrer Gerechtsamebildet,
indem es ihnen die Ablieferung des gefallenen Viehes nach Maaßgabe ihrer besonderenBefugnisse für den
ganzen Umfang ihres Bezirks, mithin fortdauernd einen gleichmäßigenGewinn sichert. Außerdem können
noch Neal- und ausschließliche Gewerbe-Berechtigungen in Betracht kommen.
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Bei der Verschiedenartigkeitder Verhältnisse muß darauf verzichtet werden, allgemeineNormen für die
Fälle aufzustellen,in denen es zweifelhafterscheint,ob vorhandene Abgaben als gewerbestenerliche oder als
mit dem Grundbesitzverknüpfte, oder als für das verlieheneZwangs- nnd Bannrecht aufgelegte,zu erachten
seien, oder ob und in wieweit theils das eine oder das andere anzunehmensei, oder in denen es streitig
wird, ob bestehende Leistungen ganz oder thcilweiseauf dem Grundbesitze, re«p auf dem Zwangs- uud
Vannrechte, der Real- oder ausschließlichenGewerbe-Berechtiguug ruhen.

Um die Schwierigkeitenzu beseitigen,welche bei Ausführung der Vorschrift des § 30 des Edikts vom
2. November 1810 — s. oben zu § 1 — hervorgetreten waren, erging die Declaration vom 19. Februar
1832. Die in den 88 1 und 2 derselben getroffeneBestimmung, namentlich wegen der im Zweifclsfalle
ausgesprochenenVermuthung für die Natnr einer grundherrlichen Abgabe, gab zu vielfachen Beschwerden
Veranlassung. Deshalb sind diese Bestimmungen bereits in dem Gesetze vom 11. März 1850 (Gesetz-Samm¬
lung S. 146) über die auf Mühlen - Grundstücken haftenden Rcallastcn außer Anwendung erklärt. Die
ungünstige Lage, in welchersich die Abdcckercibcsitzcrbefinden, begründet eine gleiche billige Berücksichtigung.
Es sollen daher bei entstehendenStreitigkeiten die allgemeinenNegeln über Beweislast nnd Beweisführung
Anwendung finde». Dagegen erscheinen die Vorschriftender 88 3 und 4 der Verordnung vom 19. Februar
1832 für keinen der Bethciligtcn bedenklich, vielmehr für eine angemessene Regelung zweckmäßig.

Hiernach wird es zunächstauf den Inhalt der Erwerbnngs-Urkunden, Verträge und etwa ergangenen
richterlichenEntscheidungenankommen; in Ermangelung eines Ginverständnissesder Bethciligtcn aber bleibt
es dem Richter überlassen, nach dem Inbegriff aller, bei jedem einzelnen Falle in Betracht kommenden Um¬
stände die Entscheidungzn treffen.

Zu 8 5.
Dnrch das Gesetz vom 2. März 1850, betreffenddie Ablösung der Neallasten und die Negulirnng der-

gutsherrlichcu und bäuerlichen Verhältnisse (Gesetz-Sammlung Seite 77), ist § 6 die Ablösbarkcit aller
beständigenAbgaben und Leistungenausgesprochen, welche ans eigenthümlichoder bisher erbpacht- oder erb-
zinsweise besessenen Grundstückenoder Gerechtigkeitenhaften (Neallasten); auch sind im Tit. 8 § 58 dieses
Gesetzes Bestimmungen über gewerblicheund handwerksmäßige Abgaben uud Leistungenenthalten. Durch
den § 5 ist vorgesehen, daß auf die im § 1 nicht aufgehobenenAbgaben und auf die Leistungenvom Ab-
deckereiwescn jenes Gesetz Anwendung finde, indem Zweifel darüber obgewaltet haben, ob die Vorschriften
jenes Ablösungsgesetzesauf die Abgaben-Verhältnisse der Abdeckereien,welche mitunter außer Zusammen¬
hang mit Zwangs- und Bannrechten stehen, anzuwendenseien. Damit ist zugleich etwaigeu Bedenkenüber
die Compctenzder Behörden in Folge von Provokationen auf Ablösung, namentlich Seitens abgabenberech-
tigtcr Gutsbesitzer, vorgebeugt.

Zu § 6.

Das erste Alinea entspricht den Bestimmungen des § 1 des Entschädigung«-Gesetzeszur Allgemeinen
Gewerbe-Ordnung, das zweite Alinea dem § 2 desselben Gesetzes.

Hinsichtlich des Termins für den Uebergang einer vom Fiskus u. s. w. erworbenen Berechtigung wird
auf das zu § 1 Bemerkte Bezug genommen. Auch die

§§ 7 und 8

stimmen mit Ausnahme des Termins, welcher einer entsprechendenAbänderung unterworfen werden muß,
mit den 88 3 und 6 des Entschädigung - Gesetzes überein. Der Termin wird dergestalt zn bestimmensein,
daß vom Tage der Publikation des Gesetzes ab ein Jahr zur Anmeldung der Ansprüche frei bleibt. Für
die Betheiligten ist es räthlich, den betreffendenZeitpunkt durch Angabe des Monats zu bezeichnen, mit
dessen Ablauf die Präclusion eintritt, da die relative Bezeichnungeiner Frist vom Tage der Gesches-Publi-
kation ab erfahrungsmäßig dem Interesse der Betheiligten nicht entspricht.
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Zu § 9.
In Beziehung auf die Berechnung des Betrags der reinen Nutzungen und hinsichtlich der Gewähruug

der Entschädigungsind die Bestimmungen der §8 4, 25 bis 27 des Entschädiguugs-Gesetzeszur Gewerbe-
Ordnung maaßgebend gewesen; es hat jedoch der dort (§25) normirte 20jährige Zeitraum auf die Jahre
4835 bis 1854 abgeändert werden müssen.

Zu W 10 bis 14.
Der Bestimmung, daß nur den Verpflichtetenund nicht auch dem Abdeckerei-Berechtigten die Befugniß

beigelegt ist, auf Ablösung zu provoziren, liegt die Erwägung zum Grunde, daß der Berechtigte sich nicht
beschweren kann, wenn seine Berechtigung fortbesteht, zu deren Anfrcchthaltung nnd Ausübung der richter¬
liche Schutz gewährt wird, daß ein allgemeines öffentliches Interesse zur Beseitigung aller derartigen Berech-
tignngen nicht anzuerkennenist, daß es aber für die Verpflichtetenfraglich bleibt, ob eine ihnen aufzule¬
gende Entschädigungdes Berechtigten dem durch Wegfall des Zwangsrechts erwachsenden Vortheile entsprechen
werde. Nach Analogie des § 41 des Entschädiguugs-Gcsetzesvom 17. Januar 1845, der 88 5 und 8 des
Gesetzes vom 31. December 1842 (Gesetz-Sammlung Seite 8 cl« 1843) und der 88 75, 82, 85 der Ver¬
ordnung vom 20. Juni 1817 (Gesetz-Sammlung Seite 174) sind die zur Legitimation der Nctheiligten
und zur Regelung ihrer Beschlüsse erforderlichenVorschriften ertheilt.

Entsprechendder Verordnung vom 7. Juni 1821 ist sodann (8 H) die Provokation davon abhängig
gemacht, daß der Viehstand der Provokanten mindestens den vierten Theil des Vichstandcs im Bannbezirk
beträgt. Bei der diesfälligcn Berechnung find die neuesten amtlichen Nachrichten zum Gruude zu legen.
Zur Vermciduug von Weiterungen ist den Regierungen die Befugniß zur endgültigen Entscheidungbeigelegt.
Die Ansschlicßuugeines Rekurses hat um so weniger Bedenken, als es sich nicht um Eutschciduugüber
materielle Rechte handelt.

Da es in größeren Abdeckerei-Bezirkenschwierigsein würde, zu ermitteln, ob mehr als der vierte
Theil der Vieh haltenden Einwohner zur Provokation geneigt ist, so empfiehlt es sich, wie im 8 12 geschehen,
denjenigen, welchen die Ablösung wünschen, Gelegenheit zu geben, sich über die Absichten der Bcthciligten
aufzuklären und dieselben zu diesen: Zwecke vernehmen zn lassen. Ein Mißbrauch dieser Befugniß ist nicht
wohl zn besorgen, da, wenn dieser Versuch zur Herbeiführung einer Provokation fehl schlägt, der Gxtrahcnt
die auf Erfordern vorzuschießenden Kosten der Vernehmuug der Provokations-Bcrcchtigtenzu tragen hat.

Nachdemsodann die Form der Provokation (§13) festgesetztworden, war zugleich vorzusehen, daß
die einmal beantragte Provokation nicht willkürlichdurch einzelneBethciligtc rückgängigzu machensei, son¬
dern das Ablösungs- Verfahren alsdann zum völligeu Austrage gebracht werden müsst.

Erfolgt der Antrag auf Ablöfuug, so muß dem Berechtigten, wie im § 14 geschehen, die Befugniß
eingeräumt werden, die völlige Ablösung im ganzen Bezirke zu verlangen, da ihm sonst durch Ablösung der
Verpflichtung in der nächstenUmgebung seiner Abdeckerei, während ihm seine Berechtigung in den entfernten
Theilen des Bezirks verbliebe, der Gewerbebetrieb und die Überwachung seiner Befugnisse unverhältniß-
mäßig erschwertwerden könnte. Die

im § 15
festgesetzteAblösung aller mit Zwangs- und Bannrechten vcrbnndenen ausschließlichenGewerbe-Berechti¬
gungen rechtfertigt sich durch das bereits zu 8 1 Bemerkte.

Zu 8 16.
Außer der Bestimmung, wonach die Vorschrift des 8 35 des Entfchädignngs-Gefetzeshier zur Anwen¬

dung kommen soll, war noch besonders vorzusehen, daß bei Ermittelung des Umfanges der Berechtigungen
jedenfalls nicht auf diejenigeErweiterung gerücksichtigt werden dürfe, welche jene Berechtigungenetwa durch
polizeiliche Verordnungen erfahren haben, da, wie oben bereits bemerkt, die Berechtigten ein ^u» «zu«8,tun»
darauf nicht erlangt haben; ferner, daß bei Feststellung der Entschädigung nicht Nebengewerbe, wie das
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Ausschlachtenaufgetaufter Pferde, die Bereitung von Knochen zur Düngung «., zu Berechnung gezogen
werden, welche zum Geschäftdes Abdeckers an sich nicht gehören, sondern damit in eine nur zufälligeVerbin¬
dung gebracht sind und von dem Bctheiligten anch nach Ablösung seiner Berechtigungfortgesetzt werden tönuen.

Es ist in Betreff der festzustellenden Entschädigungdie Frage erörtert:
ob nicht nach Analogie der Bestimmungen wegen Ablösuug des Mahlzwanges Entschädigungö-
Normcn zn ermitteln nnd allgemein einzuführen sein möchten.

Einer derartigen Anordnnng stehen jedoch überwiegendeBedenken entgegen. Dem Entwürfe liegen
die Vorschriftendes Entschädigungs-Gesetzesvom 17. Iannar 1845, § 35 flg., znm Grunde, und davon
hier eine Ausnahme zu machen, fehlt es an uud für sich an zureichenderVeranlassung. Nach den früher
angestelltenErmittelnngen sind aber auch die Verhältnisse in den einzelnenLandesthcilcn nnd Abdeckerei-
Bezirken nach Zahl und Gattung der Thiere so verschieden,daß die Festsetzungallgemeiner Normen als
unausführbar anerkannt werden mußte, wenn dadurch nicht die Bctheiligten dnrchaus ungleich betroffen
werden follten.

Zu M 1? und 18.
Die den Abdeckernobliegenden Abgaben und Leistungen bestehen, abgesehen von den Polizeilichen

Leistungen, hauptsächlich:
iu der Verpflichtung zu fcharfrichterltchenExekutionenin peinlichenFällen,

und
zur Versorgung der Wolfsgruben uud Fuchskörnungenmit Lnder,
in der Aufzucht, Fütterung und Heilung von Hunden,
in dem Auffaugeu und Todten herrenloser Hunde,
in der Eiurichtnng von Näumlichkeitenzum Einsperren, Beobachten und Heilen eingefangener

toller oder der Tollwuth verdächtigerHunde,
in der jährlichen Lieferung lederner Eimer uud Handschuhe,
in der Zahlung jährlicher Hnnde- oder Prästationsgclder,
in der Erlegung von Lchnwaarc und Kanon bei Veränderungen in der dienenden oder herr¬

schenden Hand,
in der Entrichtung von Ansagegeldan die Vichbesitzer, welche ein gefallenes Stück Vieh anmel¬

den lassen,
im Halten von Knechtenund Karren, wie Hülfeleistungenbei'm Viehsterbenu. s. w.

Alle diese Abgaben und Leistungensollen, wenn die Berechtigung, ans welcher sie beruhen, abgelöst
wird, zugleich mit abgelöst werden, damit die früheren Verhältnisse vollständig beseitigt werden und die
Verwaltung in der anderweiten Neguliruug des Abdeckerei-Betriebesfreie Hand erhalte. Sind dergleichen
Abgaben und Leistungen an die Zwangs- und Vannpflichtigen zu entrichten, so wird der Betrag ihres
Werthes von deren Entschädigungs-Forderung abgerechnet; stehen solche dritten Personen zu, z. B. einem
vom Zwangs- und Bannrechte erimirten Nittergutsbcsitzer, so wird deren Abfindung in dem eingeleiteten
Verfahren jedenfalls mitbewirkt !>tr. § 20).

Zn W 19 und 20.
Die Entschädigung der Abdeckereiberechtigteu fällt, in Uebereinstimmungmit der Vorschrift des § 36

des Entfchädignngs-Gesetzeövom 17. Iannar 1845, den Zwangs- uud Vannpflichtigen zur Last, welchen die
Befreiung von den abgelöstenBerechtigungenzu Statten kommt. Es sind im Gingange bereits die Gründe
angeführt, aus denen eine Betheiligung der Staatskasse hierbei als gerechtfertigtnicht anerkannt werden kann.

Dagegen ist es Sache des Abdeckereibesitzers, die Entschädigungfür die Ablösung der ihm obliegenden
Abgaben und Leistungenaufzubringen. Nothwendig erscheint es, daß das Beitragsverhältniß der vannpflich¬
tigen Gemeinden, Gutsbezirke und einzelnenBesitzungen für die von ihnen aufzubringendeEntschädigung
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in ähnlicher Weise, wie dies im vorgenannten § 36 des Entschädigungs- Gesetzes bestimmt ist, ein- für
allemal festgestellt' werde. Normen dafür in das Gesetz aufzunehmen, ist in Betracht der mannigfachen,
dabei zu berücksichtigenden Verhältnisse nicht wohl ausführbar. Es mutz vielmehr den Regierungen und in
weiterer Instanz den Ministerien überlassen bleiben, alle bei einer gerechten und billigen Verthcilung zu
beachtendenThatsachen, nach Maßgabe der Umstände,zur gebührenden Geltung zu bringen, wohin nament¬
lich auch die Fälle gehören, wenn durch zeitweise Kalamitäten oder besondere Zufälle der Viehstand mehrerer
oder einzelner Nctheiligten vorübergehendeine erhebliche Verminderung erfahren haben sollte.

Die Vorschrift des
8 21.

weicht von der entsprechenden Schlußbestimmungdes § 36 des Entschädigungs-Gesctzcszur Gewerbe-Ordnung
in soweit ab, daß die Ablösung der Entschädigungsrcntcdurch Kapital in Beträgen auch unter 100 Thlr.
in dem Falle für zulässig erklärt wird, wenn das Ablösnngstapital einzelner Gemeinden, Gutsbczirke oder
Vesitzuugendeu Betrag von 100 Thlrn. nicht erreicht. Dies rechtfertigt sich dadurch, daß die einzelnen
Grundbesitzer, resp. Gutsbezirkc und Gemeinden nnter einander, in keinem korporativen Verbände stehen,
nach der Beschaffenheitder Abdeckcreivcrhältnisse aber nicht selten geringereKapitalbcträgc bei jenen einzelnen
Vethciligten vorkommenwerden, die Auffammlung und zinsbare Anlegung :c. solchergeringeren Beträge bis
die Summe von 100 Thlrn. erfüllt wäre, mit nnvcrhältnißmäßigcn Weiterungen und Belästignngen für die
Verwaltungs-Behörden verbunden sein würde, dergleichen die Summe von 100 Thlrn. nicht erreichenden
Beträge müssen jedoch ««getheilt abgeführt werden.

Im § 22
sind lediglichdie betreffendenVorschriften des Entschädigungs- Gesetzes zur Gewerbe-Qrduuug für anwend¬
bar erklärt, foweit nicht das vorliegende Gesetz besondere abweichende Bestimmungen trifft, jedoch war die
im § 59 jenes Gesetzes dem Pächter der abgelöstenBerechtigung gestellte Kündigungsfrist anderweit festzu¬
setzen, in welcherBeziehung auf das zu §8 ? und 8 Bemerkte Bezug genommenwird.

Die im
8 23

erfolgte Ucbertragnng der Ablösungö-Verhandlungen auf Commisfarien der Negierung entsprichtdem 8 37
des Entschädigungs- Gesetzes. Die Stempel- und Gcbührenfreiheit ist den, für Ncgnlirung im Landes-
Kultur - Interesse bestehende,!Bestimmungen gemäß ausgesprochen; die unvermeidlichenbaarcn Auslagen
aber sollen nach den für ähnliche Verhältnisse gegebenen Vorschriften geregelt, in Ermangelung genügender
Gründe für einen anderen Vertheilungs - Modus, von jedem Theile zur Hälfte getragen werden.

Sofern jedoch entstehendeStreitigkeiten zu einem Prozeßverfahren führen und zu richterlichen Ent¬
scheidungen Veranlassung geben, mutz es bei den dafür bestehenden gesetzlichen Vorschriftenbewenden.

§24
entsprichtdem 8 65 der AllgemeinenGewerbe-Ordnung.

Zu 88 25 bis 27.
Hinsichtlichder künftigen Ncgulirung des Abdeckereibetriebesist die im 8 56 der Gewerbe-Ordnung

für das Schornsteinfegergcwerbeertheilte Vorschrift übernommen, wonach die Ncgicrungen, soweit nicht.
Zwangs- und Bannrechte oder Erklusiva bestehen, nach Maßgabe des Bedürfnisses oder der Zweckmäßigkeit,
Bezirke bilden tonnen, innerhalb deren das Gewerbe nur von dem angesetztenAbdecker betrieben werden
darf, ohne daß demselbenjedoch ein Widcrspruchsrecht oder ein Entschädigungs- Anspruch zusteht, sofern
später eine Abänderung oder Aufhebung des Bezirkes angemessen befunden werden sollte. Damit ist
zugleich den, wenn auch nicht mehr in neuester Zeit, so doch in früheren Jahren, in einem Negierungs-
Bezirke wahrgenommenen Uebelständen vorgebeugt, welche sich bei einer unverhältnißmäßigen Vermehrung
der Abdeckereien ergeben hatten.



— 1? —

Durch die Bildung von Abdeckcrcibezirten können aber auch dem Gemeinwesennoch diejenigen Dienst¬
leistungen erhalten werden, welche den Abdeckernzur Zeit noch obliegen, wenn diesen bei Znweisnng der
Bezirke mit Rücksicht auf die ihnen beigelegtenBefugnisse zugleich die für polizeiliche Zwecke erforderlichen
Leistungen aufgelegt werden, wie dergleichenanch bisher in verschiedener Weise von den Abdeckern verrichtet
worden sind.

Den Negierungen ist in den Einrichtungen dieser Bezirke freie Hand zu lasscu, damit die, in den
einzelnen Gegenden verschiedenen Bedürfnisse die erforderliche Nerücksichtignngfinden können. Den Inhabern
von Real-Gewerbeberechtigungen, welche mit einem Extlnsivum nicht vcrbuudcn sind, steht zwar ein Widcr-
spruchsrechtgegen die Einrichtung von Abdeckerei-Bezirkennicht zu; es kann ihnen indessen die Ansübnng
des Gewerbes innerhalb des Bezirks, ans welchen ihre Berechtigung sich bezieht, nicht entzogenwerden.

Die Vorschriften der Allgemeinen Gcwcrbc-Ordnnng, soweit dieselbe des Abdcckcrcibctriebeö in den im
§ 27 angezogenenParagraphen besonders erwähnt, bleiben eben sowohl in Kraft, als anch die allgemeinen
Bestimmungen derselben über Anmeldung des Gewerbes, Entziehung der Nefähiguugszcngnissc:c. ans das
Abdeckereigcwerbe ferner Anwendung finden.

Die Bestimmungen des
8 28

entsprechen den §§ 11 und 64 der Allgemeinen Gewerbe-Ordnnng, und nachdem im
8 29

die dem vorliegenden Gesetze entgegenstehendenNestimmungenanßer Kraft gesetzt worden, ist im
§30 '

den Ministern für Handel und Gewerbe und für landwirtschaftliche Angelegenheiten, zu deren Nessort das
Abdeckerciwesen gehört, die Ausführung des Gesetzes übertragen.

Gntwurs eines Gesetzes,
wegen

Verschassung von Vorstuth in dem Bezirk des Hppeüations-Gerichtshofeszu
Cötn und des Justiz-Senates zu Ehrend reitstein.

Artikel I

Nie nachstehenden Bestimmungen des Gesetzes wegen des Wasserstaues bei Mühleu und Ncrschaffnngvon
Vorfluth vom 15. November 1811 ( Gesetz - Samml. vom Jahre 1811, S. 352):

§ 11.
Die Mühleubcsitzer und alle, welche sonst den Abfluß eines Gewässers anznhalten berechtigt

sind, sollen verpflichtetsein, den freien Lauf desselben, nach Bestimmung der Provinzial-Polizei-Vchörde,
ganz oder zum Theil wieder herzustelleu, sobald daraus eiu offenbar überwiegenderVortheil für die
Bodenkultur oder Schifffahrt entsteht und diejenigen, welche für ihre Kultur oder Schifffahrtsanlagen
des Wasserabflusses bedürfen, ihnen eine vollständige Entschädigung herzugeben bereit und ver^
mögend sind.

3
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§ 12
Diese Verpflichtungkann selbst bis auf gänzliche Wegräumung von Wassermühlenausgedehntwerden,

sobald nach polizeilichem Ermessen der Zweck anders nicht zu erreichenist, der Müller aber vollständig
entschädigt, cmch der Gegend Ersatz für ihr Interesse bei Erhaltnng der Mühle geleistetwerdeu kann.

Auch da, wo keine künstliche Hindernissedes Abflussesvorhanden sind, kann jeder Grundbesitzer
verlangen, daß ihm Abwässcrungsgräbeudurch fremden Boden zn ziehen gestattet werde, sobald die
vorerwähnten Bedingungen stattfinden.

8 14.
Selbst zur Ablassuug von Teichen uud stehenden Seen, kann unter gedachten Bedingungen

(8 11) die Gestaltung der Vorfluth erfordert werden.
8 15-

Besitzer von Grundstücken, welche sich des auf ihren Ländereien stehendenWassers entledigen
wollen, und deshalb nicht gütlich mit den zur Stauung Berechtigten oder anderen Grundbesitzern
einigen tonnen, müssen von ihrem Vorhaben der Provinzial-Polizei-Behörde Anzeige machen, nach¬
weisen, welchen Vortheil sie von dem Ablassen des Wassers erwarten, und darthnn, daß sie bereite
Mittel haben, die wahrscheinlicheEntschädigung ohne Verzng zu bezahlen.

8 16.
Auf diefeu Antrag wird sogleich eine Localuntcrfuchuug durch sachkundige Eommissarienverfügt,

welche ansmittcln:
») wodurch der Zweck des Grundbesitzers am leichtesten erreicht werden tonne?
l>) ob dnrch die beabsichtigteEinwässerung nicht andere Grundbesitzerleiden, oder ein Nachtheil

davon für die Schifffahrt oder öffentlichen Anlagen zu besorgen sei?
8 1'?.

Die letztere Untersuchungmuß auch für den Fall stattfinden, wenn beide Theile über die Ablas¬
sung gütlich einverstandensind.

8 i«.
Auf den Grund dieser Untersuchungbestimmtdie Provinzial-Polizei-Behörde, ob die Ablassung

des Wassers überhaupt stattfiuden tönue, uud unter welchenModalitäten sie ansgeführt werden müsse.
8 19-

Wollen die Interessenten sich dieser Bestunmnng nicht nnterwerfen, so findet dagegen keine
gerichtliche Klage, sondern nur Berufung auf die höhere Bolizei-Behörde statt.

8 20.
Jedoch taun über den Umfang der Nechtc, welche ,jede Partei znr Ausgleichung bringt, durch

diesen polizeilichenGntwässerungsplan niemals etwas bestimmtwerden, sondern es muß, wenn der
Wasserstand streitig ist, derselbe nach den bestehenden Vorschriften polizeilich festgefetzt, jede andere
streitige Vefugniß aber zur richterlichenEntscheidungverwiesenwerden.

8 21.
Wird die Ausführung des Gntwäsfcrungsplans genehmigt, so wird dnrch schiedsrichterliches

Ermessen sowohl der Betrag der Entschädigung ausgemittelt, als auch die Entwässerung selbst nach
dem genehmigtenPlane zur Vollziehung gebracht.

8 22.
Zu dem Ende wählen die lVtauungsberechtigtcnoder die Inhaber der Grundstücke, die Vorfluth

gewähre« follen, eine» Schiedsrichter, der oder die Grundbesitzer,welche auf die Einwässerung antragen,
auch einen, und die Provinzial-Polizei-Behörden einen Obmann.
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8 23.
Diese drei Personen werden von der Provinzial-Polizei-Behörde cmtorifirt, ans den Grnnd der

nach absoluter Stimmenmehrheit von ihnen gefaßten Beschlüsse, sowohl die Entschädigungzu bestimmen,
als auch die Vollziehung der Entwässerung selbst anzuordnen. Zugleich habcu sie die künftige Unter¬
haltung der nen angelegten Abzugsgräben näher zu bestimmen, wobei der Grundsatz anzuwendenist,
daß der oder diejenigen, welche in einem bestimmtenVerhältniß Vortheil von der neuen Anlage haben,
auch in eben dem Verhältniß znr Unterhaltung derselbenverpflichtetsind.

8 24.
Von ihrer Entscheiduugfiudct keine Appellation statt.

8 25.
In sofern ihnen jedoch klar nachgewiesen werden kann, daß sie ihre Ncfngniß überschrittenhaben,

ist die Provinzial-Polizei-Behörde befugt und verpflichtet, ihr Verfahren zn kassiren, den Parteien
ihre Ansprüche auf Schadenersatz an sie vorzubehalten nnd die Wahl von neuen Schiedsrichtern
zu veranlassen.

8 20.
Eine solche Ucbcrschreitnngder Befugnissefindet jedoch nur statt, wenn die Schiedsrichter ent¬

weder von dem durch die Negieruug genehmigtenEntwässerungsplau abweichen,oder für solche Ncchte,
welche noch unter den Parteien streitig sind, Entschädigungenaussetzen.

8 2?/
Will der Stauuugsbcrcchtigte sich nicht dazu verstehen, eiuen Schiedsrichter zn wählen, oder

verzögert er die Wahl über vier Wochen, nachdem ihm die Aufforderung dazn infinnirt worden ist,
so ernennt der Landrath oder fonstige Polizei-Dirigent des Kreises den Schiedsrichter statt seiner.

8 2«.
Zn Schiedsrichternkönnen nur unbescholtene dispositionsfähigcsachkundigeMänner gewähltwerden.

8 29.
Auch nur solche, die als Zeugen für uud wider die Parteien uud übrigen Schiedsrichter mit

voller Kraft vor Gericht könnten zugelassen werden.
8 80.

Wer zum Schiedsrichter gewählt ist, darf die Wahl nicht ablcbncn, es fei denn, daß er folche
Entfchuldigungsgründe für sich anführen tonnte, welche ihn von der Uebernahme einer Vormundfchaft
befreien würden.

8 81.
Findet außer dein Interesse der Staunngsbcrechtigtcn, oder der Inhaber der Grnndstücke, die

Vorfluth gewähren sollen, noch ein besonderesInteresse, z. N. wegen Fischerei, Viehtränke :c. gegen
die Entwässerung statt, so wählen diejenigen, welche ein besonderesInteresse haben, ebenfalls einen
Schiedsrichter.

8 32.
Dieser verhandelt mit dem Schiedsrichter der Gegenpartei und dem Obmann besondersüber das

gedachte Interesse, nnd das Ncsnltat ihrer Verhandlungen wird nachmals in den allgemeinenNezeß
über die ganze Verhandlung anfgenommen.

8 33.
Den Schiedsrichtern steht nicht nur die Vergütung ihrer baaren Auslagen, ffondern auch ein

Datensatz zu, welchen die Provinzial.-Polizei-Behörde den Umständen nach festsetzt.
8 84.

Sämmtliche Kosten tragen diejenigen, auf deren Antag die Entwässerung erfolgt.
3»
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sollen fortan in dem Bezirk des Appellations- Gerichtshofes zu Cöln und des Justiz-Senats zu Ghrenbreit-
stein Gültigkeit haben und auch bei Ausführung von Wasserableitungeu uuter der Erde in bedeckten Kanälen
oder in Nöhren (Drains) nach Art. 3 des Gesetzes vom 11. Mai 1853 Anwendung finden.

Artikel II.
Das Gesetz, betreffend das für Entwässerungsanlagen einzuführende Aufgebots- und Präklusions-

Verfahreu vom 23. Januar 1846 (Gesetz-Samml. vom Jahre 1846, S. 26), wird in die oben genannten
Landcsthcile hierdurch ebenfalls eingeführt.

otive
zu dem

Entwürfe eines Gesetzes wegen Verfassung von Vorstuth in dem Bezirke des
Appellations - Gerichtshofeszu Cötn und des Justiz-Senates

zu Ehrenoreitstein.

Das Gesetz vom 11. Mai 1853 (Gcsetz-Sammluug vom Jahre 1853, S. 182.) hat wesentlichenMängeln
der früheren Vorftuths-Gesetzgebung abgeholfen, indem dasselbe

») die Bildung von Entwässeruugs-Genossenschaften erleichtert (Art. 2),
d) die bestehenden Vorschriften über Anlegung von Entwässcrungs-Gräbcn durch fremde Grundstücke,

namentlichalso auch dieBefugniß der Vcrwaltungs-Bchörden, auf Antrag einzelner Grund¬
besitzer die Dnrchleitung von Gräben durch Nachbargruudstücke anzuordnen,

aus unterirdische Wasscrlcituugcu (Draius) ausdehut (Art. 3).
Die letztere Vorschrift kommt nur denjenigenLandcsthcilen zn Statten, in welcheneine folche Befug-

niß der Verwaltungö-Behörden für die Anlegung von Gräben gesetzlichbesteht.
Das Vorflnths-Gesetzvom 15. November 1811 hat in seinen §8 ^ — 34 den Landespolizei-Bchörden

diese Befugniß übertragen und das Verfahren dabei geordnet.
Das Vorfluths - Gesetz vom 15. November 1811 gilt aber nur in den Landestheilen, wo das Allge¬

meine Landrecht eingeführt ist, in der Nheinprovinz also nur in den Kreisen Nees und Duisburg.
In den übrigen Theilen der Nheinprovinz fehlt es an einer ähnlichen gesetzlichenVorschrift. In diesen

Theilen der Nheinprovinz bleibt daher der Art. 3 des Gesetzes vom 11. Mai 1853 wirkungslos.
Während der letzten Sitzungsperiode des AllgemeinenLandtags machten mehrere Abgeordnete aus der

Nheinprovinz in einer an das Ministerium für die landwirthschaftlichenAngelegenheitengerichtetenVorstel¬
lung auf diesen Mangel aufmerksam und baten um Abhülfe durch eine Gefetzvorlage. Sie führten dabei
an, daß die Lücke der französischen Gesetzgebung in Betreff der Vorstuth durch fremde Grundstücke auch in
Frankreich bereits empfuudeu, uud durch das in der Anlage abgedruckte Gesetz vom 10. Juni 1854 »ur I«
lidre eeoulement äe» e»ux pravennut <lu Hr«inu<se ausgefüllt fei.

Die Regierung erkennt an, daß der bercgtc Mangel besteht, und daß ein Bedürfniß vorliegt, dem¬
selben im Wege der Gesetzgebungabzuhelfen.

Es fragt sich aber zunächst, ob man sich mit einem Spczialgesetzüber einen Punkt des Wasserrechts
für einen Landestheil begnügen soll, oder ob auf eine allgemeine Revision der Ent- und Bewässerungs-
Gesetze für die ganze Monarchie eingegangen werden soll. Der letztere Plan bestand im Jahre 1851. Durch
Circular-Verfügung vom 29. Juni 1851 wurden die Ncgicrnngen zur Aeußerung darüber aufgefordert, und
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die Aeußerungen sind großcntheils dahin ausgefallen, daß eine Verbesserungder bestehenden Vorstuths- und
Bewässcrungs-Gesctzeallerdings iu mehreren Puukteu wüuschenöwcrthsei. Am dringendsten erschien damals
die Bildung von Entwässerimgs- Genossenschaften nnd die Förderung der Drainage. Beide Punkte wurden
daher alsbald auf die möglichst einfache Weise geordnet durch das Gesetz vom 11. Mai 1853, vorbehaltlich
der weiteren Nevision des Wasserechtes, welche wegen ihrer Schwierigkeit nicht in kurzer Zeit ausführbar
erschien, zumal auch über die Nützlichkeit nnd Nothwendigkeiteiner solchen allgemeinenNevision verschiedene
Ansichtenobwaltctcu.

Bei der Berathung des Gesetzes vom 11. Mai 1853 in der damaligen zweiten Kammer wurde aus¬
drücklich hervorgehoben, daß der Art. 3 iu den Lcmdeötheilen, wo das Vorfluthsgcsctzvom 15. November
1811 keine Gesetzeskraft hat, uicht genügen werde. Es wnrde aber von einer sofortigen Einführuug des
Vorfluthgesctzesvom 15. November1811 Abstaud genommen,weil die Ncgicrnng mit einer Nevision desselben
beschäftigt sei.

6t>. Bericht der Agrar - Commissionder II- Kammer vom 9. März 1853, S. 14.
Jetzt hat die Negicrung seit Publikation des Gesetzes vom 11. Mai 1853 den Gegenstand wieder drei

Jahre lang beobachtet, und in dieser Zeit keine Beläge dafür erhalten, daß eine umfassende Revision des
bestehenden Wasserechtes ein dringendes Bedürfniß fei. Vielmehr haben alle Unternehmungen zu Entwässc-
ruugcu, Fluß-Ncgulinmgeu, Bewässerungen,welche von den Vcthciligten oder den Behörden angeregt wurden,
auf Grund der Gesetzevom 15. November 1811, 28. Februar 1843, 28. Iauuar 1848 und 11. Mai
1853 ihren Fortgang gefunden.

Daß die gcuannten Gesetze manche Mängel haben, läßt sich zwar nicht verkennen. Namentlich ist die
Zersplitterung des Wasserechtes iu viele einzelne Gesetzefür deren Verständniß uud praktischeHaudhabung
nicht günstig, uud das Verfahren bei Vcwässernngs-Anlagen nach dem Gesetz vom 28. Fcbrnar 1843 zu
weitläufig.

Indeß der Verfuch, die meisten Materien des Wasserechtes in Ein Gesetz zu vereinigen, ist in Preußen
schou einmal in den Jahren 1834—1837 gemacht worden nnd damals nicht gelnngcn. Nach dieser Erfah¬
rung muß man Bedenkentragen, den Verfnch ohne dringende Veranlassung zn wiederholen.

Ebensowenigbieten die Mängel des Verfahrens nach dem Gesetz vom 28. Februar 1843 einen hin¬
reichendenGrund zu eiue umfassendenNevision dieses Gesetzes, zumal die Fälle größerer Bcwässcruugs-
Aulagen durch die Bildung von Genossenschaftenjetzt in befriedigender Weife gefördert werden. Das
Verfahren des Vorfluthgefetzesvom 15. November 1811 für die Durchführung von Vorfluths-Provotationen
ist aber im Ganzen zweckmäßig,nnd einzelne vorgekommene Anträge anf Abänderung daran haben wenig
Anklang gefunden.

Hiernach erscheintes rathsam, von einer allgemeinenNevision der Ent- und Ncwässenngs-Gesetze
Abstand zu nehmen, vielmehr einzelne fühlbar werdendeMängel nach und nach durch Novellen zu beseitigen,
und für jetzt dem oben gedachten Antrage mehrerer RheinischenAbgeordneten durch eine besondereGesetz-
Vorlage zu entsprechen.

Bevor die Negienng sich für diefe Ansicht entfchied, sind die Gutachten der Ober-Präsidenten aller
Provinzen über den Gegenstand eingefordert.

Dieselben schließen sich der überwiegendenMehrzahl nach der oben entwickelten Ansicht an, uud ins¬
besondere widerath der Ober-Präsident der Nheinprovinz entschieden,die Verbesserungdes fühlbaren Man¬
gels der Vorfluthsgcsetzein Betreff der Anlegnng von Gräben und Drains durch fremdes Terraiu bis zu
der weit auöscheuden allgemeinenNevision zn verschieben, wenngleich e wünscht, daß späte eine solche
Revision veranlaßt werden möge.

Der vorliegende Gesetz-Entwurfbezweckt, die Bestimmungen des Norfluths-Gcsetzesvom 15. November
1811, §8 11—34, über die Eröffnung neuer Vorfluthswcge durch fremde Grundstückein diejenigen Theile
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der Nheiuprovinz einzuführen, wo sie noch nicht gelten. Der gerügte Mangel der RheinischenVorfluths-
Gcsetze wird dadurch beseitigt. Nach dem Entwurf kaun jeder Grundbesitzerfordern, daß sein Nachbar ihm
die Durchlcituug eines Entwässerungs- Grabens oder Drains gegen Entschädigung gestattet, sofern aus
der Anlage ein offenbar überwiegender Vortheil für die Bodenkultur entsteht.

Daß ein Vedürfuiß vorliegt, diescu Grundsatz in die ganze Nhcinprooinz einznführeu, haben alle füuf
Negierungen der Provinz nebst dem Ober-Präsidenten einstimmig anerkannt. Es wird darüber kaum eiue
Meinung« - Verschiedenheitvorkommen.

Die erste und nothwendigsteVerbesserungdes Bodens ist die Fortschaffnngder schädlichen Nässe, welche
die Bearbeitung des Bodens hindert oder erschwert uud das Gedeihen der Pflanzen beeinträchtigt. Je mehr
die wachsende Bevölkerunguud der steigende Preis der Lebensrnitteldazu drängt, dem Boden dnrch intensi¬
vere Knltnr mehr Früchte abzugewinnennnd ncne, bisher unknltivirtc Flächen in den Kreis der Knltnr zn
ziehen, desto nothwendiger wird es, eine Hanptbcdingung der höheren Bodenkultur, die Fortschaffungschäd¬
licher Nässe, die Vorfluth zu befördern. Schon begnügen fich die Landwirthc nicht mehr mit offenen Gräben,
sie durchziehendie Äodenflächcauch mit unterirdischenNöhrenleitungen nach dem Vorbilde Englands, uud
die zunehmendeVerbreitung dieser ziemlich thenren Melioration zeigt, daß dieselbe sich auch iu unserm Va¬
terlande in vielen Oertlichtciten gut lohut.

Zur Herstellung derartiger Entwässcruugs- Austalten mnß vor allen Diugcn die Venntznng des vor¬
handenen Gefälles möglich sein. Der Zug des Grabcus oder des Drains mnß der natürlichen Neigung
des Bodens folgen. Die Berührung fremder Grundstückeist dabei oft unvermeidlich,uud dieselbe wird um
so häufiger ciutreteu müssen, jcinchr der Besitzstand in einer Gegend getheilt ist.

Wenn schon der Unternehmer einer Bewässerung^ - Anlage nach 8 25 des Gesetzes vom 28. Fe¬
bruar 1843 unter gewissen Ncdiugungcu das Eigenthum seines Nachbars beschränkentaun, so wird eine
ähnliche Vcfngnist dem Unternehmer der einfacherennnd nothwendigerenMelioration, der Entwässerung,
nicht versagt werden tonnen, znmal die Entwässerungs-Anlage iu vielen Fällen sogar dem Nachbar eben¬
falls Nutzen bringt.

Was die formelle Behandlung der Sache nnd das anzunehmendeVerfahren für die Durchführung der
Vorfluths-Provokationen betrifft, so sind in diesen Beziehungen nnter den Negienmgen der Nheinprovinz
zwei verschiedene Ansichtenhervorgetreten. Die Mehrzahl stimmt für die Einführnng der §§ 11 — 34 des
Vorflnths-Gesetzes vom 15. November 18! i, die Minderzahl für die Erlassnng einco besonderenGesetzes,
uud eine Ncgicrnng hat einen Entwurf dazu vorgelegt, welcher im Wesentlichendein Französischen Gesetze
vom 10. Juni 1834 nachgebildetist.

Die erstere Meinung möchte indeß den Vorzug verdieuc». Es erscheint nicht rathsain, in das Preußi¬
sche ohnehin schon sehr umfangreicheund vereinzelteWasserrccht olme die dringendsteNothwendigkeitwieder
ein ganz ncnes Gesetz cinznschieben und dadnrch die Verwickeluugdieser Nechtsmateric zu vermehren.

Die einfachen Fragen der Entwässerung durch Gräben oder Drains haben in der Nheinprovinz dieselbe
Bedeutung, wie in den anderen Provinzen.

Flache Gegenden mit geringem Gefalle uud gebirgige Landstriche mit starkem Gefalle kommen dort wie
hier vor. Auch die stärkere Parzellirung der Nheinprovinz macht dabei keinen wesentlichenUnterschied, da
in anderen Provinzen, z. B. in einigen Kreisen von Wcstphalen nnd Sachsen, nicht minder parzcllirte
Distrikte vorkommen.

Ein innerer Grund, die in den anderen Provinzen uud schou iu zwei Kreisen der Nheinprovinz gel¬
tenden Bcstimmuugcu über die Eröffnnng neuer Vovfluthswege für die übrigen Theile der Nheinprovinz zu
ändern, liegt daher nicht vor.

Einer solchen Aenderung steht die wüuscheuswerthcGleichförmigkeitder Gefetzgebnngim Lande um so
mehr entgegen, als auch die übrigen neueren Wassergesctzc in die Nheinprovinz eingeführt sind, nameutlich:
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das Gesetz vom 28. Februar 1843 über Bewässerungen,
das Gesetz vom 28. Januar 1848 über das Dcichwcscn,und
das Gesetz vom 11. Mai 1853 über die Bildung von Entwässernngs- Genossenschaftenund über

Drainanlagen.
Die Ansführnng dieser Gesetze steht hänfig in enger Verbindung mit Vorfluths-Provokationcn einzelner

Grundbesitzer, uud es ist wünschenswcrth, das; cmch die letztere Materie in der Rhcinprovinz nach denselben
Regeln geordnet ist, welche im übrigen ^ande gelten, daß die Praxis der Vcrwaltuugs-Behörden, welche
sich für die Handhabung dieser Gesetze bildet, hier wie dort gleichmäßigAnwendung findet.

Die FranzösischenGesetze uud das gemeineRecht, welche in den Theilen der Rhcinprovinz gelten, um
die es sich handelt, stehen der Einfübrnng des Vorflnths-Gesetzes vom 15. November 1811, M 11 — 34.
nicht entgegen. Denn dies Gesetz ordnet für die Behandlnng der Vorfluths-Provokationcn ein rein admi¬
nistratives Verfahren an, welches die Verwaltung«?-Behörden der Nheinprovinz eben so gnt ausführen
können, als die der anderen Provinzen.

Das Bedenkeneiniger Regierungen der Rhcinprovinz, daß das Verfahren des Vorfluthö-Gcsctzesvom
11. November 1811 nicht zweckmäßig und namentlich bei kleinen Objekten zu weitläufig und kostspielig sei,
wird dnrch die Erfahrung nicht bestätigt. Die Behörden, welche das Gesetz längere Zeit gchandhabt haben,
sind im Allgemeinenmit demselben zufrieden. Namentlich sind über das schiedsrichterliche Verfahren, dnrch
welches die Streitigkeiten über die Ansfnhrungs-Modalitätcn geschlichtet, die Entschädigungenfestgestellt uud
die Nutcrhaltnugs-Verpflichtungen geordnet worden, keine Beschwerdengeführt; uud einzelneAnträge ans
Abänderung mancher anderer Bestimmungen des Gesetzes sind wohl vorgekommen, haben aber noch keinen
entschiedenen Anklang in weiteren Kreisen gefunden.

Das Verfahren, welches das Vorflnths-Gesctzvom 15. November1811 in den W 16 ff. enthält, ist in der
That einfach und taun bei geschickter Leitung schnell durchgeführtwerden. Eine noch größereVcrcinfachuugder
Formen ist tauin möglich, ohue die Sicherheit und Ach.ungzu beeinträchtigen, welche dem Eigenthum gebührt.

Es kann daher auf Gruud der Erfahrungen, welche über die Handbabung des Vorflnthö-Gcsctzesvom
15. November 1811 in den übrigen Provinzen gemacht sind, dessen Ansdchnuug auf die Bezirke des Appel-
lations-Gerichtshofes zu Cöln und des Justiz-Senates zn Ehrend reitst ein nnr empfohlenwerden.

.,Die VcstimmnngcndcS FranzösischenGesetzes vom 10. Inni 1854, welchen in einigen Berichten der
Provinzial-Behörden der Vorzng gegeben ist, erscheinen in mehreren Punkten znr Annahme nicht geeignet,
oder wenigstens nicht als eine Verbcsscrnnggegenüber dem Vorflnths-Gesetz vom 15. November 1811.

Der Art. 2 rämnt den Nachbar» die Befugnis; ein, die Gntwässeruugs- Anlage mitznbenntzen, nnd
verpflichtetdieselbenfür diesen Fall zur Mitbczcihluugder Aulagekosteuuach Verhältniß des Vortheils.

Der gewöhnliche§all wird sein, daß die Nachbarn zwar erklären, von dieser Vefuguiß keinen
Gebrauch machenzn wollen, daß aber der ncne Entwässerungsgraben dennochdas Wasser von den Nnchbar-
Grnndstnckenmitabzieht, den 'Nachbarn also ohne deren Zuthnn Nutzen stiftet. Es entsteht der Zweifel, ob
auch in solchem Fall die Nachbarn znr Mittragung der Anlagekosten gezwungen werden können. Wird die
Frage verneint, so hat der Art. 2 wenig praktischen Werth; denn für die Fälle, wo die Vctheiligtcn über
die Ausführnng eines Grabens auf geineinsameKosten einig sind, bedarf es keines Gesetzes. Wird dagegen
die Frage bejaht, so verstößt der Art. 2 gegen den im Preußischen Wasserrecht allgemein angenommenen
Grundsatz, daß kein Grundbesitzer zur attiveu Theilnahme an den Anlngckosteneiner Melioration, zum
Eintritt in eine Meliorations - Genossenschaft wider seinen Willen gezwungen werden soll, außer im Wege
eines landesherrlich vollzogenenStatutes.

6kr. Gesetz vom 28. Fcbrnar 1843, 8 57.
Deichgesetz vom 28. Januar 1848, §8 11, 15.
Gesetz vom 11. Mai 1853, Art. 2.
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Nur zu den Kosten der späteren Unterhaltung eines neuen Vorfluthsgrabens können die übrigen
dadnrch entwässertenLändereien herangezogenwerden, nach der im Ministerin!-Nescript vom 29. November
1842 (Vcrwaltungs-Ministerial-Blatt S. 429) angenommenen und in der Praxis stets befolgten Auslegung
des Vorflnthsgcsetzesvom 15. November 1811, § 23.

Die Art. 3 und 4 des FranzösischenGesetzes, welches von Entwässerungs-Genossenschaftennnd von
der Verleihung des Expropriationsrcchtes für Entwässerungs- Anlagen handeln, sind überflüssig, da über
diese Gegenstände in dem Gesetz vom 11. Mai 1853, Art. 2, und den Gesetzen über Expropriationen aus¬
reichende Vorschriftenvorhanden sind, uud keine Veranlassung vorliegt, au diesen Vorschriftenetwas zu ändern.

Der Art. 5 endlich schließt ein administratives Verfahren für die Behandlung der Vorfluthssachcnganz
aus und verweist die Entscheidungaller Streitigkeiten über den Entwässernngoplan, die Entschädigungenund
die Bcitragspflicht vor die ordentlichen Gerichte, in erster Instanz vor den Friedensrichter.

Das FranzösischeGesetz schafft hiernach ziemlich den denselbenNechtsznstand, welcherin Preußen vor
der Publikation des Vorfluths - Gesetzes vom 15. November 1811 bestand. Denn das AllgemeineLanorccht
hatte im Th. I. Tit. 8 § 106 ff. ausgedehnteVestimmnngcnüber die Anlegnng neuer Gräben dnrch fremdes
Land gegeben. Es verpflichtetefogar unbedingt alle die, welchen Vortheil von dem Graben erwächst, znr
gemeinschaftlichen Anfbringung der Kosten. Es unterließ aber, ein administratives Verfahren für die Durch-
führnng von Vorfluths - Provokationen anznordncn.

Die Grundbesitzerkonnten das ihnen durch § 106 Th. I. Tit. 8 gcgcu ihre Nachbarn verlieheneRecht
nur gleich jedem andern Privatrccht im Wege des Prozesses vor den ordentlichenGerichten geltend machen.
Bei den eigenthümlichenSchwierigkeiten, welche ein Prozeßverfahren über projeltirtc neue Entwässcrnngs-
Anlagen — wegen der Zahl der Betheiligtcn, der verschiedenen,oft kleinlichen Interessen nnd der Möglich¬
keit, den Entwässcrnngsplan ans mannigfacheWeife zn modifiziren — darbietet, war die Folge der land-
rechtlichcnGcsctzgebnng,daß der 8 1l)6 l. <-. practisch außer Anwendung blieb, nnd die Einführung eines
administrativen Verfahrens durch das Vorfluthsgcsctz vom 15. November 1811 nothwendig wnrdc. Es ist
wahrscheinlich, daß man bei Anwendung des FranzösischenGesetzes vom 10. Juni 1854 die gleiche Erfah¬
rung machen wird.

Der Vorschlag derjenigen RheinischenNcgicrnng, welche einen Gesetz-Gntwnrf nach dem Vorbilde des
FranzösischenGesetzes anfgcstcllt hat, geht anch nicht dahin, den Art. 5 I. «. anzunehmen; vielmehr ist
vorgeschlagen, den Bcwässernngsplan dnrch Entscheidungder Regierung nnd in der Neknrs - Instanz durch
das Ministerium für die landwirthschaftlichenAngelegenheiten feststellen zn lassen, nnd nur den Entschadi-
gnngspnnkt, so wie den Streit über die Bcitragspflicht, vor die ordentlichenGerichte zn verweisen.

Es wird also ein Mittelweg eingeschlagen zwischen dem System des Allg. Landrcchts und dem System
des Vorfluths - Gesetzes vom 15. November 1811. Dieser Mittelweg möchte aber keine Verbesserung des
letzteren Systemes sein. Denn die Fragen der Entschädigungund der Bcitragspflicht häugcu ganz eng mit
der Feststellung des Entwässcrungöplanes und der Ausführnngs-Modalitäten zusammen. Dnrch eine Modi¬
fikation des Planes oder dnrch besondere Einrichtungen bei der Ausführung lassen sich oft die Entschädigungs-
Ansprüchcwesentlich vermindern, nnd es ist daher praktisch äußerst nützlich, daß die Administrativ-Behörde,
welche den Plan feststellt, auch die Leitung des Entschädignngö - Verfahrens behält.

Von einer anderen Seite ist vorgeschlagen, über die Gntschädignngenund die Bcitragspflicht vou der
Admiuistratiu-Behörde provisorischentscheiden zu lassen, unter Vorbehalt des Rechtsweges für jeden Theil.

Dieser Vorschlag nähert sich am meisten dem Systeme des Vorfluths-Gesctzesvom 15. November1811
und ist daher vom praktischenStandpunkte weniger bedenklich.

Indeß begiebt man sich immerdar auch mit dieser Einrichtung auf ein neues Gebiet der Versuche, und
dazn ist leine Veranlassung, da namentlich das schiedsrichterliche Verfahren des Vorfluths-Gesctzes vom 15.
November 1811 sich recht gut bewährt hat und keine Klagen darüber laut geworden sind.
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Eine geringe Modifikation haben die 88 11 — 34 des Vorfluths-Gesctzcsnur insofern erfahren müssen,
als die in den §8 14, 20 und 30 vorkommendenBezugnahmen ans das AllgemeineLaudrechtund die All¬
gemeine Gcrichtsordnuug fortzulassen waren.

Die §8 1 — 10 des Vorfluths - Gesetzes enthalten Vorschriftenüber die Setzung von Mcrtpfählcn oder
Pegeln bei Stauwerken und über polizeiliche Grabcnränmnng.

Ueber beide Gegenstände fehlt es in der Nheinprovinz nicht au ausrcichcndcuVorschriften^,
«kr. Ressort-Reglement vom 20. Juli 1818 8 2 Nro. 3 uud 4,

so daß die Ginführung dieser Paragraphen nichWuöthigerscheint. Bei der stattgefunden«: Berathung dieses
Gegenstandes haben die Provinzial-Verwaltungsbehörden sich einstimmig gegen die Einführung des im 8 1
des Vorfluths-GcsctzcöenthaltenemGruudsatzcs auogcsprochcu,wonach der Provokant die Kosten einer Mcrk-
Pfahlsetzuug tragen muß; denu dieser Grundsatz sei unbillig nnd widerspreche der Praxis iu der Nheinprovinz.
Einige Regierungen wünschen vielmehr, daß zur Beseitigung der bestehenden Zweifel der entgegengesetzte
Grundsatz in der Nheinprovinz gesetzlich ausgesprochenwerde, was indeß unzulässig erscheint, so lange die
Vorschrift des Vorfluths - Gesetzes vom 15. November 1811, § 1, in dein weit überwiegendenTheile des
Staates gilt.

Die Ncgicrnngcn haben ferner gegen die Einführnng des 8 2 I. e. protestirt, weil die Festsetzung der
Stanhöhe jetzt den Negicrnngcn in der Nheinprovinz allcin zusteht, und die Mitwirkung eines Gcrichts-
Commissarius dabei der dortigen Gerichts - Verfassung nicht entspreche,: würde.

Hiernach erscheint es angemessen, nur den zweiten Abschuitt des Gesetzes vom 15. November 1811,
welcher von der Eröffnuug neuer Norfluthswege handelt, iu die Bezirke des Appcllatious-Gerichtshofes von
Cölu und des Justiz - Senates vou Ehrenbreitstciu einzuführen.

Das Gesetz vom 23. Januar 1846 wendet das Aufgebots- uud Präklusions-Verfahren, welches in
dem Gesetz vom 28. Fcbrnar 1843 für Bewässerung«-Aulagcu gestattet ist, ans Ent Wässerungs-
Anlageu an. Dies Gesetz bildet eine Ergänzung des Vorfluths - Gesetzesvon: 15. November 1811, ist also
mit demselben einzuführen, und bedarf keiner Abänderung.

IV«. tiisii. Lui z>ur le liui'e eooulelueut «ie8 N»ux zli'uveuunt «iu Drniuu^e.
Uu 10 »luiu !Ui54.

^ln^olenu, ^nr I» ßrüee «le Dien et I» volonte n»ti«»n»le Nm^ereui' llez I'r»ne»i8, » tout ure»
«eilt» et » veuir, 8»1ut. Hvon» «nuetiuune et »»netiounun«, ^i nmul^ue et ^>rom»Iz>uou»ee
«zui »uit.

I.UI.

I,e Oori,« 1ez>si«I»tiv » »«laute «le nro^et «le loi «lunt I» teueur »uit,
^rtiele t".

lout nrnnrietuire nui veut »»«iuir »uu kun<i» Nl»l' le <l> giunsse, »u uu »utre malle l!'»88ee!ie'
n»eut, neut, mnveuuÄNt uue i>i8te pre»I»I,le iullemenite, en eonlluire le« e»ux »outerrüiueiueut ou
» eiel uuvert, » traver« le8 piopriete» qui »epnreut oe ton«!« «l'un eour ll'»u ou lle tonte »utre
vnie «leeoulenieut.

8ont exeent«8 «le eette 8ervitu«le, le wl,i«ou«, eours, ^»läiu», nul'e» et enolu8 »tteu»ut »ux
l»»l»it»tiou8.

4
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^rtiele II.

I.«« pro,>slüti.ile8 äe fonä« voi«in« ou trnve^e» out I» f»eulte äe »« »ervir <le» tr»v»ux f»it8
«u vertu He I'srtiele nreeeäent, poui- I'eeoulement «l«8 e»ux äe leur« fouä«.

Il« «upnortent ä»u8 o« e»8 , l" une n«rt pronortiouelle ä»u8 I» vnleur äe» t!-»v»ux äuut il»
nronteut; 2° le« äeueu«e8 i>e8u1tl»ut äe« maäiku»tinn8 <zue I'exereiee äe eette l»eu1te ^eut renäre

neee«8uire«; et 5° pnur I'»venir. une p»rt eoutriüutive äl»u» I'eutretlen äe» tr»V2ux äeveuu8
eomuiuillj.

^.tiele I!l

I^e« U8«uei»tiol,8 äe p,oniietuire8 o.ui veulenl, »u luoveu äe t,»v»ux ä'en«en»l,Ie, l»88l»inir leur«
uerituße« p»r I« äi-ninu^e ou tout ->utre n,«äe ä'»88eel,eiueiit, jnu!«8«ut äe« troi» et 8upnorteut Ie8
uuli^ntiuu« <zui ,u8u!te>it äe« «rtiele« preeeäent«. <^e« Ä«8oeil>tiou8 peuvent, «ur leur äeluuuäe,
etre uol,8t<tuee8 , >,»>- »irete8 pieteatui-lux, on 8vnäie»t« »ux<zuel8 8uut »oi>Iie»nle8 le« »rtiele» 5
et 4 äe I» loi äu 1^. tlore»! »„ XI.

^itiele IV.

I^e« tr»Vl,ux <^ui vnuä,«ient «xeeutei- I«8 u88oei«t!«»8 8vn»lie.>I»8, le eou,u»uu8 ou Ie8 äengr-
t«men8, nour laeilitei- le l!i-,i»l,zfe ou tout »utr« inuäe ä'l>88eel>ement, neuveut et>e äeelsre«
ä'utilile nul>li<^ue z,»,» äeeret renäu en c)on8eil ä'etoit.

I.e ressleweut äe« inäemnite« äue8 nour ex^l-on,i»tiou e«t lnit eontormeiuent »ux p»r»ssr»püe»
2 et 8uiv»«t8 äe I'l»itielo 16 äe I» loi äu 21. Hlui 135t».

Hrtiele V.

Le8 e<,ute8tl>tin>,8»ux<zuelle« neuvent äunuer lieu Z'et»uÜ88emeut et I'exereiee äe I» »ervituäe,
I» nx«tion äu ,>»reour» äe8 e»ux, I'exeeutiou ä«8 tr^v^ux äe äiuiuüsse ou ä'l,88eeuement, Ie8 inäeu».
Ulte8 et I«8 tr«,8 ä'eotretien, »out nortüe« eu nremier re8«»lt äev:»nt le ju^e äe nuix äu esuton,
<zui, eu «rouoe»nt, äuit eoneilier le« iutüret8 äe 1'uneiutiou »vee le re«neet äü ä In pruprietü.

8'il ^ » lieu ü exnerti8e, i! pouri» u'etre uou»me <^u'uu 8eul exoert.
^.tiele VI.

I.» äe8tl-uetiun totale «u n»rtielle äe8 eouäuit8 cl'e»u ou lo88e8 ev»«U8teur8 e8t nuuie äe
I>»ine8 nortee8 i> l'.,rliele ^^'6 äu <^!oäe pen»1.

1'out ul»8tl»ele unnnrtn volont»il>eu,ent »u Höre eeoulement äe8 enux «8t puui äe8 »eine» por-
te«8 p»r 1'»rtiele ^l,7, äu u,eu,e Onäe.

I.'».tiele >!67, äu tHoäe pen-,1 neu etie upnli^ue.
^rtiele VII.

II n'e8t »ueuilemeut äeio^e »ux Ioi8 <^ui rezent lü poliee äe« e»ux.

I)elil»eie eu 8e»uee pulili^ue, » I»l„i8, le 12 Hlui Ittä^i.

I.e kreziäßnt.

(8ij.ne) Itillltult.

I.88 8ß0löwile8.

(«issue) ^oilolnin NuiÄt. H<I. vllllux. HIll««iun«Iä, lluL äe ^«rent.
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